
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 7. Oktober 1999 

31/1999 

Wolfgang Schäuble: 

CDU und CSU sind 
in allen Fragen einig 
*Jas Jahr, in dem CDU und CSU gemeinsam 
erantwortung für die Opposition in der 
undespolitik tragen, war ein erfolgreiches 

jj?«r für die Union. Schlüssel zum Erfolg in 
jj^sen 12 Monaten: CDU und CSU sowie die 

•den Vorsitzenden haben eng und vertrau- 
svoll zusammengearbeitet. Wir haben die 

in ? ^sicht, die gute Zusammenarbeit auch 
"Zukunft fortzusetzen. 

iiriR      n Uns §estern abend damit beschäftigt, was 
ejnj u"destag und im Bundesrat ansteht, und sind uns 
die W-      S'nc*' was ^e Bundespolitik betrifft, durch 
dies  ,    erentscne>dung vom vergangenen Jahr für 

>e Legislaturperiode Opposition. 

Ergebnisse des Strategie- 
gesprächs zwischen CDU und 

CSU am 4. Oktober 
Di le °Ppc Wortu

rt)0sition nat eine &anz eigene wichtige Verant- 
antwort8' Und Wir haben nicnt die Absicht, diese Ver- 
mische Ulu mit der Regierungsverantwortung zu ver- 
kritiSc.n* n^r wei"den unserem Auftrag entsprechend 

e dichter sein und die Regierung unter den 

Fortsetzung auf Seite 3 
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Kurz & gut 

Auch in Hamburg 
größte Chancen 

43 Prozent der Stim- 
men würde die CDU 
erhalten, wenn jetzt 
Wahlen zur Hamburger 
Bürgerschaft wären. 
Die SPD käme mit 37 
Prozent auf den zwei- 
ten Platz. Das ergab 
eine repräsentative 
Dimap-Umfrage im 
Auftrag von „Bild" 

Jürgen Rüttgers 
spricht mit DGB 

Die Türen der Parlamen- 
te und Verwaltungen 
Nordrhein-Westfalens 
werden auch künftig 
für die Interessen der 
Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer 
offen stehen. Das hat 
der CDU-Landesvorsit- 
zende dem DGB-Lan- 
desvorsitzenden Walter 
Haas in einem Gespräch 
in Düsseldorf zugesagt. 

CDU bereitet 
Bildungs- 

parteitag vor 
Schulforschung, 
Hochschule, berufliche 
Bildung und Weiterbil- 
dung sind die Themen, 
mit denen sich eine 
Fachkommission der 
CDU befaßt. Sie berei- 
tet mit vier Experten- 
anhörungen den bil- 
dungspolitischen Par- 
teitag vor, der im April 
2000 stattfinden wird. 

Als neuen Träger 
der katholischen 
Schwangerenkonflikt- 
beratung wollen die 
Sozialminister der Län- 
der Baden-Württem- 
berg, Bayern, Berlin, 
Hessen, Sachsen und 
Thüringen „Donum 
Vitae" anerkennen. 
Nach einem Treffen 
mit Vertretern der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion haben sie dem 
neu gegründeten 
Verein finanzielle Un- 
terstützung zugesagt. 

Die neue CDU im Westen ist die Nummer 1 in NRW 
Auch die Stich- 
wahlen am 26. 
September be- 
stätigen: Die 
CDU ist weiter 
auf Erfolgs- 
kurs. CDU-Lan- 
desvorsitzen- 
der Jürgen 
Rüttgers: Wir 

haben unsere 
Position als 
Nummer 1 in 
NRW weiter 
ausgebaut. Ei- 
ne Trendwen- 
de hin zur SPD 
hat es nicht ge- 
geben. Nach 
den Kommu- 

nalwahlen in 
Nordrhein- 
Westfalen ist 
nichts mehr 
so, wie es vor- 
her war. Wir 
wissen., daß 
wir die Land- 
tagswahl im 
nächsten Jahr 

noch nicht ge- 
wonnen ha- 
ben. Wir wis- 
sen aber, dass 
wir sie gewin- 
nen können. 
Wir stellen uns 
der Verantwor- 
tung, die wir 
jetzt tragen, 

und werden 
konsequent auf 
Zukunftskurs 
bleiben. Mehr 
Demokratie vor 
Ort, mehr Bür- 
gernähe, mehr 
Bürgerbeteili- 
gung-das ist 
unsere Linie. 

DAS WICHTIGSTE I |\|Pa 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

Wer nach dem Desaster der 
SPD auch am 26. September 
von einem Remis spricht, 
kann nicht rechnen und ver- 
drängt die Realität. 

CDU-Generalsekretärin 
  Angela Merke' 

Ein Jahr rot-grüne Umweltpolitik: 
Eine miserable Bilanz 

Das einzig Zählbare nach einem Jahr rot- 
grüner Verantwortung für die Umwelt- 
politik ist die drohende Verteuerung von 
Kraftstoffen und Energie bis 2003. Die Leid- 
tragenden: die sozial Schwächeren und die 
Arbeitsplätze. 
Zusammengefaßt lautet die Bilanz des um- 
weltpolitischen Sprechers der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Klaus Lippold: Still- 
stand, Rückschritt und Benzinpreistreiberei 
in schwindelnde Höhen. 
Alle anderen wichtigen Vorhaben aus dem 
rot-grünen Koalitionsvertrag liegen dage- 
gen brach. Versäumnisse im Naturschutz, 
im Klimaschutz und in der Energiepolitik - 
die Folgen werden wir alle zu tragen haben. 

Lippold: Wie groß war -vor nicht mehr als 
einem Jahr - die Empörung über das von 
den Grünen propagierte Ziel eines Benzin- 
preises von fünf Mark pro Liter - auch bei 
der SPD und ihrem damals Noch-Kanzler- 
kandidaten Schröder? 

93%: Rot-Grün schadet 

Heute arbeitet die Schröder-Regierung 
selbst zielstrebig daran: Schon im Jahr 
2003 ist mit einem Preis für Normalbenzi 
von deutlich über zwei Mark pro Liter zu 
rechnen. 

Drei-Mark-Barriere bald 
überschritten 
Kommt schließlich der Vorschlag des U ^ 
weltbundesamts zum Tragen, Benzin un 
Diesel um eine Mark zusätzlich zu verte

ber- 
ern, dann wäre die Drei-Mark-Barriere u 
schritten. Auf dem Marsch in Richtung 
Mark ist die rot-grüne Bundesregierung 

weit vorangekommen. 
Daß die Ökosteuer dem Umweltschutz 
dient, ist eine Lüge: Die Preiserhöhung 
keinerlei Lenkungskraft. Die neue Steu 
soll der Beitragssenkung in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung dienen un 
mit 8,2 Milliarden Mark Haushaltsloche 

stopfen. 

der deutschen Wirt- 
schaft. Zu diesem 
Ergebnis kommt die 
Umfrage der Ar- 
beitsgemeinschaft 
Selbständiger Un- 
ternehmer (ASU). 93 
Prozent der Befrag- 
ten sind dieser Mei- 
nung. 45 Prozent 

vertreten sogar die 
Ansicht, Rot-Grün 
habe der Wirtschaft 
schweren Schaden 
zugefügt. Entspre- 
chend ist auch die 
Glaubwürdigkeit 
des Kanzlers im 
Unternehmerlager 
gesunken. 

Versagen 
Wie immer Walter 
Riester das Modell 
eines vorzeitigen 
Ausscheidens aus 
dem Arbeitsleben 
konkret gestalten 
wird-eins ist nach 
den Worten des 
stellvertretenden 
Vorsitzenden der 

kaschiert 
CDU/CSU. Hermann 
Kurs, jetzt schon 
klar: Die Bundesre 
gierung versucht, 
ihr Versagen auf 
dem Arbeitsmarw 
durch untaugliche 
Frühverrentungs- 
programme zu ver- 

tuschen. 
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Fortsetzung von Seite 1 

pruck von Kritik und Alternativen Stel- 
en. Wenn das Land schon eine schlechte 

Kegierung hat, dann braucht es wenigstens 
erne gute Opposition und eine bessere 
Alternative. 

to» Bundesrat hat Rot-Grün durch die 
. ahlentscheidungen dieses Jahres keine 
»gene Mehrheit mehr und wird sie in die- 

ser Legislaturperiode auch nicht mehr be- 
kommen können. Die Union hat zwar 
auch keine eigene Mehrheit; aber bei Ge- 

zen, die die Zustimmung des Bundesra- 
ts brauchen, gibt es die Verantwortung 

er Mitwirkung. Und da wir immer gesagt 
Den, daß es mit uns keine Fortsetzung 

er Methode Lafontaines gibt, also keinen 
j^ssbrauch des Bundesrats als Blockade- 

strurnent, werden wir uns dieser Verant- 
wortung auch stellen. 

Gemeinsame Lösungen, 
^ndieRichtung stimmt 

de,fR nd bereit' dort' wo die Zustimmung 
Bundesrats notwendig ist, zu gemein- 

pr
men Lösungen zu kommen. Aber Kom- 

Bu IHISSe nur dann' wenn die Po,itik der 

(j.  desregierung in eine nach unserer 
tUn^rzeugung grundsätzlich richtige Rich- 
i^* ?eto Andernfalls wird es keine Kom- 
misse geben. 

Öün I     Verzannung unserer Arbeit im 
ben    Sta? und im Bundesrat betrifft, ha- 
den 7'!"einen engen Kontakt zwischen 

Und      •tSgruppen der Fraktion und den 

me   errninisterien verabredet. Der Parla- 
frakt    SChe Gesehäftsführer der Unions- 
men l0n, Hans-Peter Repnik, wird zusam- 
Aufgau1 den Chefs der Staatskanzleien die 
SelrnäR6 ^ Koordinierung und einer re- 

'gen Abstimmung übernehmen. 

und a?611 Uns mit dem Hausha,t 2000 

ket derRdamit verbundenen Gesetzespa- 
oundesregierung beschäftigt. Wir 

sind uns einig: Es reicht nicht aus, eine Fi- 
nanzpolitik zu machen, die nur noch vom 
Sparen redet und auf Einsparungen ausge- 
richtet ist. Wer nicht gleichzeitig die 
Wachstumskräfte stärkt, der wird nur den 
Mangel verwalten und eine sich immer 
weiter abwärts drehende Spirale in Bewe- 
gung setzen. Das wäre die falsche Politik. 
Wir brauchen aber eine Politik, die Dyna- 
mik in der Wirtschaft und am Arbeitsmarkt 
auslöst und gleichzeitig sparsam wirtschaf- 
tet - auf allen Ebenen, in den Gebietskör- 
perschaften und in der Sozialversicherung. 
Das ist die eigentliche Alternative. 

Ich habe die Arbeitsmarktzahlen vom 
vergangenen Monat gehört. Danach ist 
auch im September die Zahl der Arbeitslo- 
sen wieder angestiegen. Das zeigt noch 
einmal deutlich: Wer nur spart und den 
Mangel verwaltet, der wird dieses Land 
nicht voranbringen. 

Deswegen sind wir uns völlig einig: Wir 
brauchen eine Steuerreform, eine deutli- 
che und kräftige Senkung aller Steuersätze 
vom Eingangssteuersatz bis zum Spitzen- 
steuersatz, bei der Einkommensteuer wie 
bei der Körperschaftsteuer - rechtsform- 
neutral, nicht als Begünstigung der 
Großunternehmen zu Lasten des Mittel- 
stands, der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen, wie das die Konzepte aus dem 
Hause Eichel vorsehen. 

Nettoentlastung von deutlich 
über 30 Milliarden DM 

Wir haben verabredet, über Zahlen im ein- 
zelnen noch mal mit den Finanzministern 
der unionsregierten Länder zu reden und 
uns in der Bundestagsfraktion abzustim- 
men. Die grundsätzliche Richtung ist aber 
völlig unbestritten: Wir brauchen eine 
Nettoentlastung in der Größenordnung 
von deutlich über 30 Milliarden. So stand 
es bereits in unserem Petersberger Kon- 
zept. Jetzt ist eine deutliche Entlastung 
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noch dringender geworden. Sie ist auch 
möglich, wenn man in einer zeitlichen 
Schrittfolge 2001 und 2003 vorgeht. Ohne 
die Blockade von Schröder, Lafontaine 
und Eichel wäre das Petersberger Konzept 
bereits seit 1998 in Kraft. Die zweite Stufe 
würde am 1. Januar 2000 in Kraft treten. 
Wir haben durch SPD-Blockadepolitik al- 
so wertvolle Jahre verloren. 

Es muß frühzeitig Klarheit 
geschaffen werden 

Nicht nur internationale Erfahrungen, son- 
dern auch die Erfahrungen der 80er und 
90er Jahre zeigen: Jede strukturelle Ver- 
besserung unseres Steuersystems mit deut- 
lichen Steuersatzsenkungen hat einen er- 
heblichen Selbstfinanzierungseffekt. Er 
tritt ein, wenn frühzeitig Klarheit darüber 
geschaffen wird, in welche Richtung die 
Steuerreform geht. 

Wir halten es jedenfalls für möglich, dass es 
auf der Zeitschiene 2001 und 2003 zu einer 
Nettoentlastung in der genannten Größen- 
ordnung kommt, ohne die Haushalte von 
Bund und Ländern wesentlich zu belasten. 

Entsprechend den Vorstellungen, die wir 
schon auf dem Petersberg hatten, wollen 
wir den Eingangssteuersatz auf 15 Pro- 
zent absenken und die Spitzensteuersätze 
auf unter 40 Prozent. Wir streben einheit- 
liche Spitzensteuersätze bei allen Ein- 
kunftsarten an. 

Noch einmal: Die grundsätzliche Richtung 
ist völlig unstrittig, und wir bieten der 
Bundesregierung an, gemeinsam ein sol- 
ches Konzept möglichst rasch auf den Ge- 
setzgebungsweg zu bringen und zu verab- 
schieden, die erste Stufe einer Steuerre- 
form in Kraft zu setzen und uns auch darü- 
ber zu verständigen, wie die Haushalte von 
Bund und Länder das verkraften können. 

Völlig falsch ist nach unserer Meinung die 
Richtung, in der die Bundesregierung die 
Gesundheitsreform angelegt hat. Denn je- 
der Versuch, eine Reform unserer gesetzli- 
chen Krankenkasse über Budgetierung - 
mit noch mehr Bürokratie - vorzunehmen, 
also auch hier nur den Mangel zu verwal- 
ten, wird am Ende nur in die Rationierung 
von Gesundheitsleistungen münden und 
zu einer Zweiklassen-Medizin führen. 

Wir haben ja selber unsere Erfahrungen 
gemacht, und Horst Seehofer versteht des- 
halb nicht, warum Fehler, die schon ein- 
mal gemacht worden sind, mit einer Hart- 
näckigkeit, die sich nur ideologisch be- 
gründen lässt, noch einmal gemacht wer- 
den müssen. 
Wir wollen eine Gesundheitsreform, aber 
für die Vorstellungen der Bundesregierung 
wird es keine Zustimmung geben - im Bun- 
destag nicht und auch nicht im Bundesrat. 

Unser Gesundheitssystem muß 
finanzierbar sein 

Man wird in der Gesundheitsreform mehr 
über den Bedarf an gesundheitlicher Versor- 
gung reden müssen. Der verändert sich 
durch die Altersentwicklung, durch Fort- 
schritte der Medizin, durch verstärkte An- 
Sätze ganzheitlicher Medizin, durch größ^ 
Vorsorgeanstrengungen. Daraus ergibt sie»1 

dann die Frage: Was brauchen die Men- 
sehen in Zukunft an Leistungen im Gesun.t 
heitssystem? Aus der Antwort darauf erg»D 

sich die nächste Frage: Wie können diese 
Anforderungen finanziert werden? Man 
wird mehr Wettbewerb zwischen den Lei- 
stungserbringern brauchen, mehr Transpa- 
renz für Patienten und Versicherte und ein 
stärkere Wahlmöglichkeit bei der Inan-      ^ 
spruchnahme von Leistungen. Wenn wir a 
diese Weise den Gedanken der Eigenvera 
wortung stärken, dann wird ein modernes 
Gesundheitssystem gesamtwirtschaftlicn 

auch finanzierbar und verkraftbar. 
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^ur Rente: Es ist völlig klar, dass es keine 
Jjtimme der Union für die Manipulation 
der Rentenanpassung in den Jahren 2000/ 

001 geben wird. Das haben wir immer 
gesagt. Daran beteiligen wir uns nicht. 
°as stößt auf unsere Ablehnung. 

Wenn die Regierung dazu bereit ist, wer- 
den wir allerdings ebenfalls dazu bereit 
Sem, darüber zu reden, wie unser Renten- 
system mittel- und langfristig sicher ge- 
dacht werden kann - für ältere und vor al- 
en Dingen für jüngere Menschen. Unsere 
Stellungen sind klar. Wir wollen am 
enerationenvertrag mit einer Verlangsa- 

Jl^ng des weiteren Anstiegs und mit der 
tärkung von Eigenverantwortung im Sin- 
e von freiwilliger Vorsorge festhalten. 

lr sind gegen eine weitere Absenkung 
er Altersgrenze. Bei größerer Lebenser- 

wartung wäre das einigermaßen absurd. 
,  lr sind für eine Stärkung von Familien- 
0rnponenten in der Rentenversicherung. 

0,enn Generationenvertrag heißt, dass er 
dj n^.die kür)ftige Generation, also ohne 
f e Binder von heute überhaupt nicht 

nktionieren kann. Wenn die Entlastung 
r d'e Familien in die Zeit fällt, in der 

, an Kinder erzieht, also wenn die Erzie- 
d_np,e'stung erbracht wird, dann ist das 
ucr bessere Weg. 

Ur bei fairer Lastenverteilung 
Jochen Bund und Ländern 

Di 
, \?n Werden wir weiterarbeiten und unse- re v, 

Hjnt
0n!tellung auch von einer Reform der 

\Vir f   liel:>enenversorgung präzis leren. 
ber  

0rdern die Bundesregierung auf, darü- 
2Ü rf/

11,1"18 zu sprechen und den Versuch 
sen S°   n' die Probleme gemeinsam zu lö- 
ausSckas kann man nicht im Vermittlungs- 
clenio. Uss IT,achen. Da müssen die großen 

Kratischen Kräfte an einen Tisch. 

Wir haben schließlich über die Familien- 
förderung gesprochen. Wir werden dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung unter 
der Voraussetzung zustimmen, dass ein fai- 
rer Schlüssel der Lastenverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern gefunden und 
vereinbart wird. Bisher sind alle 16 Län- 
dern gegen die Vorstellung der Bundesre- 
gierung. Für richtig halten wir es aller- 
dings, die zweite Stufe der Neuordnung des 
Familienleistungsausgleichs, die das Ver- 
fassungsgericht ja für das Jahr 2002 vorge- 
schrieben hat, gleich jetzt mit zu regeln. 

Letzte Bemerkung: Wir haben darüber ge- 
sprochen, dass wir unser föderales System, 
das mit kommunaler Selbstverwaltung an- 
fängt und sich durch Subsidiarität und De- 
zentralisierung auszeichnet, im Sinne eines 
handlungs- und anpassungsfähigen Rechts- 
staates reformieren müssen. 

Mehr Entscheidungsnähe 
durch Subsidarität 
und Dezentralisierung 

Das ist auch eine Aufgabe der europäischen 
Debatte. Wir haben sie deshalb in den Mit- 
telpunkt unserer programmatischen Aussa- 
gen zum Europawahlkampf gestellt. 

Durch Stärkung des Subsidiaritätsprinzips 
und durch Dezentralisierung werden wir 
mehr Entscheidungsnähe für die Men- 
schen erreichen und auch eine stärkere 
Bindung der Menschen an unseren frei- 
heitlichen und demokratischen Verfas- 
sungsstaat - ein großes Zukunftsprojekt, 
an dem wir gemeinsam arbeiten wollen. 

In allen Fragen stimmen CDU und CSU 
grundsätzlich überein. Deswegen die frohe 
Botschaft: Das Land hat zwar zur Zeit ei- 
ne schlechte Regierung, aber eine gute 
Opposition, die jederzeit in der Lage ist, 
Verantwortung für das Ganze in unserem 
Land zu übernehmen. • 
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Edmund Stoiber: 

CDU und CSU sind gut gerüstet 
Eine der Schlüsselfragen mit absoluter 
Priorität ist die Sicherung der Arbeits- 
plätze und die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze. Wie kann man das erreichen? 

Unser Petersberger Konzept für eine 
Steuerreform mit einer Entlastung von 30 
Mrd DM ist in der letzten Legislaturperi- 
ode bei der SPD auf erbitterten Wider- 
stand gestoßen. Die SPD war nicht bereit, 
auch nur darüber zu reden. Herr Eichel als 
Ministerpräsident war nur bereit, über eine 
Umschichtung zu reden, nicht aber über 
eine substantielle Entlastung. In genau 
derselben Situation befindet sich Rot- 
Grün als Regierung auch gegenwärtig. 

Die von der Regierung Schröder beschlos- 
sene Entlastung der Familien, die Er- 
höhung des Kindergeldes ist durch eine 
steuerliche Mehrbelastung der Wirtschaft 
finanziert worden. Unter dem Strich haben 
wir es also mit einer Mehrbelastung der 
Wirtschaft und damit mit einer Behinde- 
rung von Investitionen zu tun. Das ist ge- 
nau der falsche Weg, um Arbeitsplätze in 
Deutschland zu sichern und zu schaffen. 

Gleichzeitig wird eine Rente ab 60 disku- 
tiert. Ich halte das, ich sage das einmal 
sehr hart, für eine Frechheit gegenüber der 
jüngeren Generation, weil damit heute so- 
ziale Wohltaten von Leuten finanziert wer- 
den, die nicht wissen, ob sie später über- 
haupt in den Genuss vergleichbarer Wohl- 
taten kommen werden. Das heißt: Man 
schürt hier einen Generationenkonflikt, 
aber Arbeitsplätze schafft man nicht durch 
solche Umverteilungsmaßnahmen. 

Unser Ansatz ist dagegen, unser antiquier- 
tes, wettbewerbsunfähiges Steuersystem 
wieder wettbewerbsfähig zu machen. Das 
heißt: Wir müssen entlasten, und das be- 
deutet: Fortführung unserer Petersberger 

Steuerbeschlüsse mit den Anpassungen, 
die seitdem notwendig geworden sind. 
Dabei haben wir heute eine schlechtere 
Wirtschaftslage als 1996. Wir haben ein 
wirtschaftliches Wachstum von 0,8 Pro- 
zent im ersten Halbjahr und liegen damit 
am Ende der Skala in der Europäischen 
Union. Deutschland braucht weit über 2 
Prozent Wirtschaftswachstum, damit es 
überhaupt Auswirkungen auf dem Arbeits- 
markt entfaltet. In Amerika macht sich be- 
reits ein Wachstum von 0,6 Prozent auf 
dem Arbeitsmarkt bemerkbar. 
Um in Deutschland Wachstumsraten zu er- 
reichen, die wir brauchen, um das zentrale 
Problem der Arbeitslosigkeit zu bekämp- 
fen, sind massive Steuerentlastungen 

Aus der Erklärung des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten 

und CSU-Vorsitzenden nach 
dem Strategiegespräch 

zwischen CDU und CSU am 
4. Oktober in Berlin 

nötig. Nur damit können wir vorankom; 
men. Deswegen ist das, was Finanzmin'' 
ster Eichel auf unsere Steuervorschläge 
antwortet, auch so armselig. 
Von entscheidender Bedeutung ist für ufl 
die Frage der Reform der sozialen Siche- 
rungssysteme. Wir werden der von der 
Bundesregierung geplanten Abkoppelt» 
der Renten von der Nettolohnentwicklun^ 
nicht zustimmen. Und wenn die Bundesr 
gierung sagt, dass sie von den einzuspa- 
renden 30 Milliarden DM 25 Milliarden^ 
alleine durchsetzen könne, also ohne Zu-^ 
Stimmung des Bundesrates, dann kann ic 
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"Ur sagen: Sie soll es tun, aber auch die 
Verantwortung dafür tragen. 

Wenn sie allerdings mit uns reden will, 
j*nn müssen wir zuerst einmal überlegen, 

°b es überhaupt Ansätze dafür gibt. Für 
^e Abkoppelung der Renten von der Net- 
tolohnentwicklung sind wir jedenfalls 
n,cht zu haben. 

^as Opposition heißt 
Wir werden häufig gerade auch im Zu- 
sammenhang mit den Plänen der Regie- 
Ung, die sie pausenlos ändert und doch 
,chts auf die Beine bringt, nach unserer 
°nzeption, nach unseren Gegenvorschlä- 

|en gefragt. Dahinter steht das Missver- 
gandnis darüber, was Opposition heißt. 

ne Opposition trägt keine Regierungs- 
erantwortung, sondern hat die Aufgabe, 
egierungspolitik auf Schlüssigkeit und 
'mmigkeit hin intensiv zu befragen. 

Will zwei entscheidende Punkte aus 
hp01 ^ParPr°grarnm der Bundesregierung 

rausgreifen: Wenn der Investitionshaus- 
pj" bis zum Jahre 2003 um knapp über 10 
In

Zenl zurückgeführt wird, wenn an den 
estitionen Milliardenbeträge gespart 

werden sollen, z.B. an den Verkehrsinve- 
stitionen für Straße und Schiene, dann 
wird das verheerende Folgen haben. 

Wir befinden uns im Europäischen Bin- 
nenmarkt. Der Europäische Binnenmarkt 
bedeutet mehr Verkehr, mehr Kommuni- 
kation. Dies ist auch zu sehen angesichts 
der Diskussion um die EU-Osterweite- 
rung. Wir haben eine Zunahme an Ver- 
kehr, die erheblich ist, und zwar von Jahr 
zu Jahr um 20 bis 25 Prozent. Ich sehe 
dann für den Hauptverkehrsmarkt in Euro- 
pa, in Deutschland eine außerordentlich 
dramatische Entwicklung. Sie bringt uns 
Standardnachteile. 

Unvernünftiges Sparen 
Oder was macht es z.B. für einen Sinn 
auch zu sagen: Wir sparen jetzt am pau- 
schalen Wohngeld für Sozialhilfeempfän- 
ger. Wenn 2,3 Milliarden Mark wirklich 
gespart werden sollen, dann muss man die 
Ansprüche kürzen. Aber das Geld einfach 
nur aus dem Bundeshaushalt herausstrei- 
chen und die Ausgaben den Ländern und 
Kommunen aufbürden, wie es Schröder 
will, ist kein vernünftiges Sparen. 

Nachzählung bestätigt Baganz-Sieg in Mülheim 
Die Korrektur, die Sieg und Niederla- 
ge auf den Kopf stellte, hatte zu erheb- 
lichen Irritationen geführt. Die Partei- 
en beantragten daraufhin eine Neuaus- 
zählung, mit der die Stadt Mülheim ju- 
ristisches Neuland betrat. 

°er erste hauptamtliche Oberbür- 
germeister der Stadt Mülheim heißt 
Jens Baganz. Die Nachzählung der 
^»cliwahl-Zettel ergab, dass der 
^DU-Politiker 58 Stimmen vor Tho- 
mas Schröer (SPD) liegt. 

^frnit hat der Wahlausschuss das 
Wahlergebnis korrigiert, das am 27. 
ePtember noch eine Differenz von 64 

^"nmen aufwies. Die Abweichung 
n°

m vorläufigen Endergebnis, das 
Cn Zählpannen korrigiert worden 

ar, betrage nur 0,0095 Prozent, stell- 
Madtdirektor Frank Steinfort fest. 

Die endgültigen Zahlen: 

Jens Baganz (CDU): 
50,05 % 
31.625 Stimmen 

Thomas Schröer (SPD): 
49,95 % 
31.567 Stimmen 
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Generalsekretärin Angela Merkel: 

12 Monate Schröder-Regierung, 
12 Monate Stillstand 

auf dem Arbeitsmarkt 
Die heute veröffentlichte Zahl der ar- 
beitslosen Menschen zeigt: Wer hohe Er- 
wartungen weckt, muss damit rechnen, 
tief zu fallen. Bundeskanzler Schröder 
hat versprochen, schnelle Erfolge beim 
Abbau der Arbeitslosigkeit zu erreichen. 
Er selbst hat die Messlatte hoch gehängt 
und verkündet, „sich jederzeit am Ab- 
bau der Arbeitslosigkeit messen zu las- 
sen". Statt dessen gibt es keine positive 
Dynamik mehr am Arbeitsmarkt. 

Unter Verantwortung der CDU verringerte 
sich die Arbeitslosigkeit von September 
1997 zu September 1998 um über 340.000 
auf wieder unter vier Millionen Menschen 
ohne Arbeit. Unter Verantwortung der 
SPD ist die Arbeitslosigkeit im Jahresver- 
gleich von September 1998 zu September 
1999 gerade einmal um 22.100 Arbeitslo- 
sen gesunken. Von der frühern Dynamik 
beim Abbau der Arbeitslosigkeit ist nichts 
geblieben. In den ersten neun Monaten 
diesen Jahres haben 345.000 Menschen 
weniger eine Arbeit gefunden als noch im 
entsprechenden Vorjahreszeitraum. Das 
bedeutet einen gravierenden Rückschritt 
beim Abbau der Arbeitslosigkeit. Die 
Schröder-Regierung hat ein ganzes Jahr 
verstreichen lassen, ohne irgendwelche 
positiven Akzente für eine Verbesserung 
der Arbeitsmarktlage zu setzen. Stattdes- 
sen hat sie sich vor allem mit Nachbessern 
eigener Gesetze und innerparteilichem 
Zwist beschäftigt. Allein das 630-Mark- 
Gesetz hat bislang zu einem Abbau von 
700.000 Jobs geführt. Die Menschen sind 
von Bundeskanzler Schröder bitter ent- 

täuscht. Mit Sparen allein, wie jetzt von 
Schröder und Eichel verkündet, kann die 
Arbeitslosigkeit nicht bekämpft werden. 
Wir brauchen neben einer Konsolidierung 
der Staatsfinanzen deutliche Impulse für 
ein Wirtschaftswachstum und mehr Inve- 
stitionen. Dies werden wir nur mit einer 
durchgreifenden Steuerreform erreichen, 
die Bürger und Unternehmen deutlich und 
nachhaltig entlastet. Nur so werden wir 
das Übel der Arbeitslosigkeit wirksam 
bekämpfen können. Aber auch hier kün- 
digt sich der nächste Flop der Schröder- 
Regierung an: Die Steuerreform soll erst 
im Jahr 2001 kommen und wird kaum 
eine Entlastung für die Bürger und Unter- 
nehmen bringen. 

Ich fordere die Schröder-Regierung auf, 
sich nicht noch ein weiteres Jahr nur m»1 

sich selbst zu beschäftigen, sondern end' 
lieh eine Politik für mehr Wachstum und 
Beschäftigung einzuleiten 

Chaos schleunigst beenden 

Zu den aktuellen Arbeitsmarktdatei1 

erklärte der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU und Vorsitzende 
des Ausschusses für Wirtschaft unfl 

Technologie des Deutschen Bundes- 
tages, Matthias Wissmann: 

Die Regierung Schröder/Fischer hat es i 
ersten Jahr ihrer Verantwortung nicht ge 

schafft, ihre vollmundigen Versprechun- 
gen über die Wende am Arbeitsmarkt u 
zusetzen. Bei der Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit sind keine nachhaltigen & 
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Die CDU steht mit ihrem 
Mitglieder-Netz mitten im Leben 

Zur Einführung des Mitglieder- 
Netzes „CDUNet" erklärte General- 
sekretärin Angela Merkel: 

Die CDU hat am 1. Oktober das inter- 
ne Mitglieder-Netz „CDUNet" gestar- 
tet. Damit ist sie die erste Partei in 
Deutschland mit einem speziellen On- 
line-Angebot für ihre Mitglieder. Mit 
dem CDUNet wollen wir unsere Basis 
stärker in die Parteiarbeit einbinden, 
sie besser und aktueller über unsere 
Politik informieren und ihre kreativen 
Kräfte mobilisieren. 

Über die schnellen, modernen Kommu- 
nikationswege kann die CDU jedes ein- 
zelne Mitglied erreichen und zum Mit- 
machen anregen. Hierzu gehört, dass die 
Mitglieder nicht nur über Parteiaktio- 
nen informiert werden. Vielmehr steht 
'hnen mit dem CDUNet ein virtueller 
"aum zur Verfügung, in dem sie unter- 
einander in einem Forum diskutieren 
oder gemeinsam Aktionen vor Ort pla- 

nen und durchführen können. Zu die- 
sem Zweck enthält das CDUNet eine 
Ideenbörse: Dort finden die Mitglieder 
nicht nur Aktionsvorschläge, sondern 
sie sind aufgefordert, bewährte Projekt- 
ideen allen anderen vorzustellen. 

Ein weiteres wichtiges Anliegen des 
CDU-Netzes ist es, den Mitgliedern ex- 
klusiv und schnell Informationen zu- 
kommen zu lassen: So erfahren sie bei- 
spielsweise aus erster Hand den Stand 
der aktuellen Programmdebatte. Dabei 
soll auch diese Form der Informations- 
vermittlung keine Einbahnstraße sein. Es 
geht darum, dass die Mitglieder mitein- 
ander und mit allen Ebenen der Partei 
über das zukünftige Programm disku- 
tieren und ihre Vorschläge formulieren. 

Von der CDU-Homepage 
(www.cdu.de) aus gelangt man 
mit der Kennung - Nachname 
und Mitgliedsnummer - schnell 
und einfach ins Mitglieder-Netz. 

sorfh ZU verzeicnnen- lm Gegenteil, sai- 
rv bereinigt steigt die Arbeitslosigkeit. 
e.   angekündigte Entspannung ist nicht 
beifetreten" Diesen Misserfolg in ihrer Ar- 
Sch

s.marktpolitik hat sich die Regierung 
roder/Fischer selbst zuzuschreiben. 

Ie Bilanz wird immer 
beerender 

v u den Arbeitsmarktzahlen der stell- 
c

enretende Vorsitzende der CDU/ 
ch 

U'Bundestagsfraktion und Spre- 
tap F uCr ostdeutschen CDU-Bundes- 

A    8sab8eordneten, Michael Luther: 

diesen Art)eitslosenzahlen wollte sich 
fndesregierung messen lassen. 

Monat für Monat steigen diese nun in Ost- 
deutschland. Monat für Monat wird die 
Bilanz verheerender. Die Zahl der Arbeits- 
losen ist binnen einen Jahres um 89.000 
Menschen angewachsen. Das ist das Er- 
gebnis der Politik dieser Bundesregierung: 
Ein Desaster auf dem Arbeitsmarkt in 
Ostdeutschland. 

Helfen würde nur eine Politik, die Arbeits- 
plätze schafft, die insbesondere mittelstän- 
dische Unternehmen fördert. Davon ist 
weit und breit nichts zu sehen, die Stim- 
mung in der ostdeutschen Wirtschaft ist 
schlecht. Die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften auf dem 1. Arbeitsmarkt ist drama- 
tisch eingebrochen. • 
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Wir setzen auf eine 
konstruktive Zusammenarbeit 

Die kommenden Wochen bis Weihnach- 
ten werden politisch in erster Linie von 
den Diskussionen rund um das Spar- 
paket bestimmt. Im Mittelpunkt des öf- 
fentlichen Interesses stehen dabei vor- 
aussichtlich nicht die Beratungen in den 
Fachausschüssen des Bundestages, die 
sich bis zum 4. November mit dem Pa- 
ket beschäftigen, sondern vielmehr die 
sich abzeichnenden Spekulationen und 
Debatten im Vermittlungsausschuss. 

Die Union bleibt bei ihrer klaren Haltung: 
Wir nehmen unsere Oppositionsrolle kon- 
struktiv wahr. Wir blockieren Gesetzes- 
vorhaben nicht aus wahltaktischen Grün- 
den wie Schröder/Lafontaine in der letzten 
Legislaturperiode. Das Wohl unseres Lan- 
des hat Vorrang. Das ist aber auch der 
Grund dafür, dass wir dem Gesamtpaket in 
dieser Form weder im Bundestag noch im 
Bundesrat zustimmen können. Es geht in 
die falsche Richtung. Wir werden unsere 
Kritik bereits in den Fachausschüssen des 
Deutschen Bundestages artikulieren und 
alternative Vorschläge einbringen. Verwei- 
gert die Regierung Schröder dort jedoch 
ihre Zusammenarbeit und verabschiedet 
diese Gesetze in der vorliegenden Form, 
wird sie die Mehrheit im Bundesrat nicht 
erhalten. Die Union kann keinem Gesetz 
zustimmen, das den Menschen in Deutsch- 
land letztlich mehr schadet denn nutzt, 
das den Arbeitsmarkt weiter schwächt und 
den Wirtschaftsstandort ruiniert. Bei den 
Gesetzgebungsvorhaben, bei denen die 
Bundesregierung auf die Zustimmung des 
Bundesrates angewiesen ist, wird sich die 
Union der Mitwirkung nicht verweigern. 
Im Vermittlungsausschuss setzen wir auf 
konstruktive Zusammenarbeit, um sub- 
stantielle Verbesserungen zu erzielen. 

Deutschland braucht Reformen in zentra- 
len Bereichen, vor allem der Gesundheits- 
und Rentenpolitik, der Steuer- und Haus- 
haltspolitik, aber auch der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik. Mit einer vernünftigen 
Reformpolitik hatten wir bereits in der 
letzten Legislaturperiode den Weg gewie- 
sen. Ein Teil dieser Reformen hat die 
heutige Bundesregierung nach der Wahl 
zurückgenommen, mit dem Ergebnis, dass 

Von Hans-Peter Repnik, 
Parlamentarischer Geschäfts- 

führer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Deutschland im internationalen Standort- 
wettbewerb Boden verloren hat und wich' 
tige wirtschaftliche Kennziffern nach un- 
ten zeigen. 
Worum geht es im Einzelnen bei den an- 
stehenden Beratungen? Hinter der kurze0 

Bezeichnung Sparpaket verbergen sich 
fünf Gesetzes vorhaben: 

• das Haushaltsgesetz 2000, 
• das Haushaltssanierungsgesetz, 
• die ÖkoSteuerreform, 
• das Steuerbereinigungsgesetz und 
• das Familienförderungsgesetz. 
Hinzu kommt das geplante Gesundheitsre 

formgesetz 2000. 
Ohne die Zustimmung des Bundesrates 
und damit der Bundesländer können nu 
das Haushaltsgesetz und die Ökosteuer- 
reform auf den Weg gebracht werden, t- 
handelt sich in diesen beiden Fällen um 
Einspruchsgesetze. Die anderen drei Ge- 
setze des Sparpaketes wie das Gesund- 
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neitsreformgesetz sind jedoch im Bundes- 
rat zustimmungspflichtig. Das bedeutet: 
^aushaltsgesetz und Ökosteuergesetz 
kann die Regierung Schröder auch gegen 
jten Widerstand des Bundesrats mit ihrer 
Mehrheit im Bundestag verabschieden. 
°e> den anderen vier Gesetzen muss sie 
S1ch dagegen mit dem Bundesrat einigen. 

. ach den erfolgreichen Landtagswahlen 
'n diesem Jahr hat sich das Stimmenver- 
a|tnis im Bundesrat erheblich zugunsten 
er Union verschoben. An dem Verlust der 

^mrnenmehrheit der SPD im Bundesrat 
lrd sich im übrigen innerhalb der laufen- 

en Legislaturperiode nichts mehr zugun- 
en der SPD verändern. Zur Zeit verfügen 
'e unionsgeführten Länder im Bundesrat 

. °er 28 Stimmen, die SPD-geführten 
ander kommen auf 26 Stimmen, die so- 

genannten neutralen Bundesländer haben 
3 Stimmen. 

rat k      zusätzlichen Stimmen im Bundes- 
* haben die CDU und CSU auch wieder 
^enr gesamtstaatliche Verantwortung. 
suhSe ^'l es zu nutzen' um notwendige, 
Vo 

stantielle Reformen für Deutschland 
anzubringen. Dort, wo die Bundesra- 

ts* ^l^ UU^ ^'e Union mcnt angewiesen 
^ ' a So bei den Einspruchsgesetzen, bei 
set

nen die Regierung Schröder ihre Ge- 
fentwürfe ohne Kompromisse durch- 

Ve en     nn' s°l' s'e auch die alleinige 
^rantwortung übernehmen. Im Klartext: 
nochHerden weder dem Haushaltsgesetz 
Öko-        Steuererhöhungsgesetz namens 

Steuerreform unsere Stimme geben. 
D 
im B allerdings, wo Gesetzesvorhaben 
Wer iUn esrat zustimmungspflichtig sind, 
nachen W'r im Vermittlungsausschuss 
pro   Vernünftigen Lösungen und Kom- 
die ß

ISS^n suchen. Gegebenenfalls muss 
in 2u!!ndesregierung ihre Gesetzentwürfe 
stini^

llmmungspflichtige und nicht zu- 
wenn s

UnSsPflichtige Teile aufspalten, 
len läs

S1
t°   

eine Einigung sonst nicht erzie- 

Unsere Position zum Haushalts- 
sanierungsgesetz 
Dieses Gesetz ist ein Omnibus, der sich 
aus der Änderung einer Vielzahl von Ein- 
zelgesetzen zusammensetzt. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Haus- 
haltssanierungsgesetzes ist die sogenannte 
Rentenreform dieser Bundesregierung. 
Die Aussetzung der Nettolohnbezogenheit 
der Rentenanpassung für zwei Jahre für 
sich genommen ist nicht auf die Zustim- 
mung des Bundesrates angewiesen. Die 
Bundesregierung kann - wenn sie will - 
diesen Teil aus dem Gesetzesomnibus 
herauslösen und ohne Zustimmung des 
Bundesrates in Kraft treten lassen. 

Darüber hinaus soll im Rahmen des 
Haushaltssanierungsgesetzes eine ganze 
Reihe von Lastenverschiebungen auf Län- 
der und Kommunen erfolgen, über die im 
Einzelnen zu reden sein wird. Dazu 
gehören unter anderem: 

• die Neuregelungen zum pauschalierten 
Wohngeld, die Wohngeldnovelle; 

• die Reduktion des Bundesanteils beim 
Unterhaltszuschuss, 

• die Regelsatzanpassung bei der Sozial- 
hilfe in Höhe der Inflationsrate, 

• der Wegfall der originären Arbeitslo- 
senhilfe oder 

• die Erhöhung der Kostenbeteiligung für 
Zivildienstleistende. 

Hierbei spart der Bund auf Kosten der 
Länder und Kommunen. Würden diese 
Vorhaben in ihrer heutigen Form umge- 
setzt, würden nicht nur die Haushalte der 
Bundesländer sondern auch der Kommu- 
nen massiv belastet. Geringere Leistun- 
gen, höhere Gebühren wären die Folge. 
Überall dort, wo zum Beispiel heute noch 
Zivildienstleistende ihre Pflicht tun, bei 
der Betreuung von kranken, alten und be- 
hinderten Menschen, wäre mit Einschrän- 
kungen zu rechnen. 
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Unsere Position zur Gesundheits- 
reform 2000 
Das Gesundheitsreformgesetz 2000 be- 
deutet einen verhängnisvollen Richtungs- 
wechsel. Die zentralen Probleme der Ge- 
setzlichen Krankenversicherung - die 
Folgen der demographischen Entwick- 
lung und des medizinisch-technischen 
Fortschritts, die nicht ausreichenden Ein- 
nahmen, bedingt durch einseitige Abhän- 
gigkeit von den Erwerbseinkommen in 
Verbindung mit der hohen Arbeitslosigkeit 
- werden nicht angegangen. Stattdessen 
sollen Globalbudgets und dadurch beding- 
te Rationierungen einerseits und eine mo- 
nistische Krankenhausfinanzierung ande- 
rerseits sowie weitere Bürokratisierungen 
die Lösung sein. Das ist mit der Union 
nicht zu machen. Hier gibt es für die Re- 
gierung Schröder nur zwei Möglichkeiten, 
wenn das Gesetz nicht scheitern soll. Ent- 
weder sie zeigt sich in allen Problempunk- 
ten kompromissbereit oder sie gestaltet das 
Gesetz zustimmungsfrei und übernimmt 
die alleinige Verantwortung. 

Unsere Position zum Familien- 
förderungsgesetz 
Mit dem Familienförderungsgesetz sollen 
die Forderungen des Bundesverfassungs- 
gerichts nach Berücksichtigung eines 
höheren Existenzminimuns eines Kindes 
bei der Einkommensbesteuerung umge- 
setzt werden. Diesem Vorschlag werden 
wir folgen können. Dennoch wird auch 
hier der Vermittlungsausschuss von den 

Unsere 
Elektronisch 
Adressen: 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

Ländern angerufen werden, um eine ge- 
rechte Lastenverteilung zwischen Bund 
und Ländern zu erreichen. 
Die Bundesregierung hat für die anstehen- 
den Beratungen im Vermittlungsausschuss 
eine extrem kurze Zeitspanne eingeplant. 
Erst nach dem zweiten Durchgang des 
schröderschen Sparpaketes und des Ge- 
sundheitsreformgesetzes 2000 im Bundes- 
rat und der fehlenden Zustimmung des 
Bundesrates kann der Vermittlungsaus- 
schuss angerufen werden. Der 2. Dezem- 
ber ist dann der frühestmögliche Termin 
für eine erste Zusammenkunft dieses 
Gremiums. 
Bis zur letzten Sitzung des Bundesrates in 
diesem Jahr, die erreicht werden müsste, 
damit die Gesetze zum 1.1.2000 in Kraft 
treten können, bleiben somit knapp zwei 
Wochen. Das Kanzleramt hat jedoch die- 
sen Termin, 17. Dezember, in seinem Zeit' 
plan vorgegeben. Dieses Augen-zu-und- 
durch-Verfahren entspricht exakt der Vor- 
gehensweise der Regierung Schröder in 
den ersten 8 Monaten ihrer Regierungs- 
zeit. Das Ergebnis kann man sich schon 
heute ausrechnen: Hudel, Flickschusterei' 
keine vernünftigen Lösungen. Dies ist m« 
der Union nicht zu machen. 
CDU und CSU werden ihre Mitarbeit an 
den anstehenden Gesetzespaketen, wie 
dargelegt, nicht verweigern. Wir werden 
uns aber nicht auf Schnellverfahren mit 
vorauszusehenden Stümpereien einlas- 
sen; denn wenn wir zu Gesetzen unsere 
Zustimmung geben, müssen sie Hand un 
Fuß haben. 

^iT-ONLINE 

*CDU# 

jX400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = buno 

E-MAIL: post@www.cdu.de 
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Transrapid kann kommen 
J^r verkehrspolitische Sprecher der 
LDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk Fi- 
scher (Hamburg), und der Berichterstat- 
er für den Transrapid, Georg Brunn- 

nuber, erklärten angesichts der Spekula- 
nten über das Transrapid-Projekt: 

er Transrapid ist vernünftig, er kann 
0mmen, er muss kommen. Wir fordern 
°n allen Beteiligten, dass sie ihre Verant- 
ortung für das Projekt, seine Arbeits- 

E atZe, seine Exportfähigkeit und für die 
^twicklung des Technologiestandortes 

eutschland wahrnehmen. 

F- K       ^ 'st in der Verantwortung für den 
dnrweg, so wie es das Konzept vorsieht. 
err"gemäß hat die Regierungskoalition für 

en Fahrweg 6,1 Mrd. DM zur Verfügung 
°estellt. Im Haushaltsentwurf 2000 sind 
^n Darlehen an die DB AG für den Fahr- 
. eg des Transrapid in Höhe von knapp 1 
m   , DM

 im Jahr 2000 und weitere Er- 

enth   gUngen in Höhe von 4'6 Mrd DM 

halten. Münteferings reduziertes Pro- 
nim, zunächst einen einspurigen Fahr- 

tüeflZU bauen'ist unter dem AsPekt der ak- 
g,^ 'en Haushaltszwänge auch vertretbar. 
lich'St Zudem nichts Ungewöhnliches. Ähn- 
prak

es w>rd im Straßenbau auch vielfach 
nu Llz'ert' wo aus Kostengründen zunächst 
ken 

albseit»g gebaut wird. Wächst das Ver- 
re ^aufkommen, werden die beiden ande- 
aüch hUFen anSebaut- Warum soll das nicht 

beim Transrapid-Projekt gehen. 

tens   
irtschaftlichkeit ist unseres Erach- 

gep 
aucn bei diesem Ansatz durch ein an- 

her?|
SStes Betriebs- und das Erlöskonzept 

Win   tel,en- Dazu bedarf es des guten 
VeramS a"er Beteil»gten. Hier liegt die 
dUstl!JHortung bei der DB AG und der In- 
entSp e' °eide müssen sich jetzt auf ein 
e'n devendes KonzePt verständigen, das 

Verkehrsprognosen entsprechendes 

Nutzungsentgelt zugrunde legt. Sie müssen 
aufeinander zugehen und sich das Risiko 
in einer vernünftigen Weise teilen. Wir er- 
warten dabei auch von der DB AG, dass 
sie auf Ideen wie ICE-Parallelverkehre, die 
die Wirtschaftlichkeit des Transrapid-Pro- 
jektes beeinträchtigen könnten, verzichtet. 

Weltweit wirkenden Signal 
Dieses Projekt hat über die Anwendungs- 
strecke Hamburg-Berlin hinaus Bedeutung 
als ein weltweit wirkendes Signal für die 
Durchsetzungsfähigkeit der deutschen 
Politik und für die Leistungsfähigkeit der 
Industrie in Deutschland. Dies gilt insbe- 
sondere auf der Schwelle zum Expo-Jahr 
2000. Es ist für die Exportchancen deut- 
scher Technologie schon von maßgebli- 
cher Bedeutung, ob wir willens und in der 
Lage sind, eine bei uns entwickelte vor- 
zügliche, weltweit einzigartige Technolo- 
gie auch selbst anzuwenden. Die Verwen- 
dung dieser innovativen Technologie dient 
dem Ansehen und der Sicherung des Indu- 
striestandortes Deutschland und ist des- 
halb ein wichtiges Zukunftsthema für un- 
ser Land und unsere Arbeitsplätze. 
Die Position der Grünen halte ich für ziem- 
lich verlogen. Was die Umwelt anbelangt: 
der Transrapid ist der umweltfreundlichste, 
leiseste und energiesparsamste Verkehrs- 
träger. Er ist eine Zukunftstechnologie, die 
die ökologischen Ziele der Grünen am be- 
sten verwirklichen kann. Sie argumentie- 
ren deshalb auch nicht ökologisch, son- 
dern nur noch haushaltspolitisch. Aber 
auch hier mit gespaltener Zunge: in der Öf- 
fentlichkeit präsentieren sie sich als Geg- 
ner und im Kabinett und im Bundestag be- 
schließen sie die bereits genannten Haus- 
haltsansätze, die unverändert aus der Fi- 
nanzplanung der alten Bundesregierung 
übernommen worden sind. • 
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Demographischen Faktor 
wieder in Kraft setzen 

Die sozialpolitische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Birgit 
Schnieber-Jastram, die Sprecherin der 
Jungen Gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Ursula Heinen, und 
Andreas Storm erklärten anlässlich der 
Beratung ihres Antrages zur Nachhal- 
tigkeit in der Alterssicherung im Deut- 
schen Bundestag: 
Der Generationenvertrag, auf dem die so- 
lidarische Rentenversicherung aufbaut, ist 
vor allem aus demographischen Gründen 
in eine Schieflage geraten. In Deutschland 
werden die künftigen Generationen erheb- 
lich stärker mit Abgaben belastet als die 
gegenwärtige, wenn die Bundesregierung 
keinen Wechsel in ihrer bisherigen Politik 
einleitet. Ziel einer verantwortungsvollen 
und zukunftsorientierten Politik muss es 
sein, die Belastungen der nachfolgenden 
Generationen abzubauen und langfristig 
eine ausgeglichene Generationenbilanz zu 
erreichen. 

Wir fordern die Bundesregierung 
daher auf, das Ziel der Generatio- 
nengerechtigkeit und der Nach- 
haltigkeit in der Alterssicherung 
mit Nachdruck zu verfolgen. 

Die frühere Bundesregierung hat eine Po- 
litik betrieben, die zu mehr Generationen- 
gerechtigkeit führt und die Lasten gerecht 
auf Jung und Alt verteilt. Mit dem Ren- 
tenreformgesetz 1999 hat die frühere Bun- 
desregierung ein zukunftsgerichtetes Re- 
formpaket vorgelegt, das einen fairen Aus- 
gleich zwischen Jung und Alt vorgesehen 
hätte. Der im Rentenreformgesetz 1999 
enthaltene „demographische Faktor" hätte 
nicht nur die Beitragszahler, sondern auch 
die Rentner an den Kosten der längeren 

Lebenserwartung beteiligt. Es war ein 
großer Fehler der Bundesregierung, den 
„demographischen Faktor" auszusetzen. 

Wir fordern die Bundesregierung 
daher auf, den „demographischen 
Faktor" zum 1.1. 2000 wieder in 
Kraft zu setzen. 

Zur Sicherstellung von Nachhaltigkeit und 
Generationengerechtigkeit ist es nach Aut- 
fassung der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on dringend notwendig, regelmäßig eine 
Generationenbilanz aufzustellen. Mit Hil- 
fe einer Generationenbilanz können die 
Belastungen der gegenwärtigen und der 
künftigen Generationen exakt abgeschätzt 
und miteinander verglichen werden. Die 
Generationenbilanz weist das Soll und 
Haben der einzelnen Generationen aus: 
Auf der einen Seite die Leistungen, die der 
Staat für die einzelnen Generationen er- 
bringt (Ausbildung, Renten usw.), auf der 
anderen Seite die Abgaben, mit denen er 
die einzelnen Generationen belastet (Sozi' 
alversicherungsbeiträge, Steuern, usw.)- 
An den Ergebnissen kann gemessen wer- 
den, ob die Bundesregierung einen Kurs 
steuert, der geeignet ist, die Belastungen 
der zukünftigen Generationen abzubauen- 

Wir fordern die Bundesregierung 
daher auf, regelmäßig eine Gene- 
rationenbilanz aufzustellen. 

Dringend notwendig ist darüber hinaus 
die Einführung einer Generationenklause • 
Die Generationenklausel soll - wie die 
Preiswirkungsklausel - in jedem Gesetz- 
entwurf enthalten sein und deutlich ma- 
chen, inwieweit die in einem Gesetz ent- 
haltenen Maßnahmen die nachfolgenden 
Generationen belasten. Der Politik wird 
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e|n Instrument an die Hand gegeben, um 
eine Politik zu steuern, die zu mehr Gene- 
•"ationengerechtigkeit führt. So kann sicher- 
gestellt werden, dass der Generationenver- 
trag hält und langfristig sicher bleibt. 

Wr fordern die Bundesregierung 
daher auf, eine Generationen- 
klausel einzuführen. 

bin zukunftsfähiges Rentenreformkonzept 
^uss auch die veränderte gesellschaftliche 
£°Ue von Frauen berücksichtigen. Aus 
^cht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
•nd dabei vor allem Lösungen gefragt, die 
s erlauben, die Erwerbsbeteiligung von 
rauen zu verbessern und unstete Erwerbs- 
erläufe gerade von Frauen besser abzu- 

" ,cnern. Das von Bundesarbeitsminister 
fester in Eckpunkten vorgestellte Modell 

r eine Reform der Alterssicherung kann 
esen Anforderungen nicht gerecht werden. 
s enthält lediglich einen undurchschau- 
ren Katalog von Optionen, wodurch das 

echt erheblich verkompliziert wird und 
^n erheblicher Beratungsbedarf bei den 
oprSicnerten entsteht. Die von Riester vor- 
seschlagenen Modelle führen in der Regel 
g 

e,ner Absenkung des Rentenniveaus 
gegenüber dem geltenden Recht - gerade 

• kinderreichen Familien. Eine stärkere 
heir    nnung von Familienarbeit, die ein- 
vo l8

R
Von allen politischen Parteien und 

den      nc*esverfassungsgericht eingefor- 
n wurde, findet nicht statt. 

^p-iT-fordern die Bundesregierung 
Öäherauf, ein tragfähiges und 
^gewogenes Konzept für eine 
Reform der Hinterbliebenensi- 
jnerung und eine verbesserte 

erücksichtigung von Kinderer- 
»ehung vorzulegen. 

^Stärkui Alt erssich 
ng des gesamten Systems der 

Ct)u/r5    un§ ist nach Ansicht der 
cher    ^"Bundestagsfraktion ein deutli- 
dierte nA ,rascher Ausbau der kapitalfun- 

Altersvorsorge im bestehenden 

System der zweiten und dritten Säule der 
Alterssicherung anzustreben. Die Bundes- 
regierung hat bisher noch kein vernünfti- 
ges Konzept zum Ausbau der kapitalge- 
deckten Altersvorsorge vorgelegt. Die von 
Riester vorgeschlagenen Tariffonds sind 
beschäftigungspolitisch unwirksam, da die 
freiwerdenden Arbeitsplätze in der Regel 
nicht wiederbesetzt werden. Sie sind darü- 
ber hinaus ein Anschlag auf die Generatio- 
nengerechtigkeit, da junge Arbeitnehmer 
in einen Fonds einzahlen müssen, von dem 
sie selbst nicht profitieren können. Die 
von Riester vorgeschlagene obligatorische 
private Altersvorsorge wäre lediglich eine 
verdeckte Beitragserhöhung. Lediglich der 
Vorschlag, eine Sparzulage zur privaten 
Altersvorsorge einzuführen, ist nicht rund- 
weg abzulehnen. Nur muss die Bundes- 
regierung sich fragen lassen, warum sie 
gleichzeitig den Sparerfreibetrag um die 
Hälfte kürzt und zukünftig Lebensversi- 
cherungen stärker besteuert. 

Wir fordern die Bundesregierung 
auf, endlich ein tragfahiges und 
stimmiges Konzept zum Ausbau 
der kapitalgedeckten Alterssiche- 
rung vorzulegen. 

Die Rentenpläne der Bundesregierung 
sind nicht geeignet, die Nachhaltigkeit in 
der Altersversorgung zu sichern. Das Sy- 
stem der Rentenversicherung setzt Stetig- 
keit, Berechenbarkeit und Planungssicher- 
heit voraus. Die beschlossene Rentenan- 
passung lediglich nach der Inflationsrate 
verunsichert dagegen Rentner und Bei- 
tragszahler gleichermaßen, weil eine Stei- 
gerung der Renten zukünftig nicht mehr 
berechenbar ist. Die Rentensteigerungen 
werden sich zukünftig nach der aktuellen 
Haushaltslage entwickeln. Damit wird das 
Vertrauen in das System der gesetzlichen 
Rentenversicherung stark beschädigt. 

Wir fordern die Bundesregierung 
daher auf, ihre unsozialen Renten- 
pläne sofort zurückzunehmen.    • 
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Der BACDJ wird die rot-grünen 
Reformvorhaben kritisch prüfen 

Anlässlich einer rechtspolitischen Fach- 
tagung am 26727. September im Bil- 
dungszentrum Schloss Eichholz der 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. erklärte 
der Vorsitzende des Bundesarbeitskrei- 
ses Christlich-Demokratischer Juristen 
(BACDJ), Minister a. D. Herbert Helm- 
rich MdL: 

Im Beisein des rechtspolitischen Spre- 
chers der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Norbert Geis, sowie des Staatsministers 
der Justiz des Freistaates Sachsen, Steffen 
Heitmann MdL, hat sich der BACDJ ein- 
gehend mit der von Bundesjustizministe- 
rin Prof. Dr. Däubler-Gmelien als umfas- 
send angekündigten Justizreform befasst. 
Wir CDU-Juristen haben dabei mit Ver- 
wunderung festgestellt, dass die Jahrhun- 
dertreform nach einem Jahr ihrer Ankün- 
digung lediglich aus der Vorlage des Be- 
richts der Bund-Länder-Kommission zur 
Rechtsmittelreform in Zivilsachen besteht. 

Der BACDJ hat deshalb die Einsetzung 
einer eigenen Arbeitsgruppe aus namhaf- 
ten CDU-Juristen aus Politik, Wissen- 
schaft, Justiz und Anwaltschaft beschlos- 
sen. Die Arbeitsgruppe, der neben Rich- 
tern der obersten Bundesgerichte unter 
anderem auch der Staatsminister der Ju- 
stiz des Freistaates Sachsen, Steffen Heit- 
mann MdL, sowie der Vorsitzende des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bun- 
destages, Prof. Dr. Rupert Scholz, an- 
gehören, wird bereits in diesen Tagen ihre 
Arbeit aufnehmen. 

Der BACDJ wird kritisch prüfen, ob die 
rot-grünen Reformvorhaben tatsächlich 
ein höheres Maß an Transparenz, Effizienz 
und Bürgernähe zur Folge haben. Eine mit 
dem Wegfall einer Gerichtsebene verbun- 

dene Reform hat für jeden Rechtsuchen- 
den einschneidende Auswirkungen. Auch 
deshalb ist eine solche Reform bereits 
unter dem ebenfalls sozialdemokratischen 
Bundesjustizminister Hans-Jochen Vogel 
gescheitert. 
Ich teile und unterstütze nachhaltig die 
Kritik des rechtspolitischen Sprechers der 
CDU/CSU- Bundestagsfraktion, Norbert 
Geis, die er in unserem Kreis an der ge- 
planten Reform des strafrechtlichen Sank- 
tionssystems sowie an der rot-grünen 
Drogenpolitik geübt hat: 
Der elektronisch überwachte Hausarrest 
für sog. Kleinkriminelle ist offenbar ein 
Steckenpferd der Bundesjustizministerin. 
Sie will diesen im Bereich der Ersatz- 
freiheitsstrafe und der Haftverschonung 

4 

CDU-Juristen diskutieren 
Reform vorhaben: 

Dreistufigkeit, Rechtsmittel- 
system, Sanktionensystem, 

Kriminalprävention 

anwenden. Bei Strafgefangenen, die eine 
Freiheitsstrafe von unter einem Jahr 
verbüßen, handelt es sich nicht um sog- 
Kleinkriminelle. 
Gegenstand sind oft Wohnungseinbrüch^ 
Betäubungsmitteldelikte sowie Gewaltde- 
likte. Statt den Strafvollzug nach Hause 
zu verlagern, müssen dort, wo JustizvoU' 
zugsanstalten fehlen, neue gebaut werden- 
Allenfalls könnte man ein Pilotprojekt au 
Zeit befürworten, um zu prüfen, ob siei 
eine solche Neuerung bewähren kann, y 
BACDJ wendet sich auch gegen die Ein- 
führung eines Strafgeldes als Zwischen- 
ding zwischen Geldbuße und wirklicher 
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Strafe. Mit der Verhängung eines Strafgel- 
des für Ladendiebstahl und Schwarzfahren 
geriete nicht nur der Polizist in die Stel- 
lur>g eines Richters. Es würde überdies ei- 
ne neue Kategorie von Delikten zweiter 
Klasse geschaffen, die zwingend zu einer 
^eiteren Entkriminalisierung führte. 
Wir sehen in der Einrichtung von sog. 

r°genkonsumräumen (Fixerstuben) eine 
gewisse Tendenz zur Verharmlosung der 
Kauschgiftkriminalität. Wenn der Konsum 
v°n illegalem Rauschgift in Drogenkon- 
^Urnräumen erleichtert und sogar durch 
en Staat selbst ermöglicht und geschützt 
.Ird, dürfen wir uns nicht wundern, wenn 
ich Zweifel breit machen, ob der Staat 
""klich noch in Zukunft seinen Kampf 

§egen die Drogen führen will. Wie will 
enn der Staat ernsthaft gegen den Erwerb 

n Rauschgift vorgehen, wenn er Räume 
Ur Verfügung stellt, in denen illegal er- 
orbenes Rauschgift verkonsumiert wer- 

den kann? 
s darfauch nicht übersehen werden, dass 
m sog. Fixerstuben eine offene Szene 

j.   steht. Der Staat muss nach unserer Auf- 
geh Ung konsecluent gegen Rauschgift vor- 

en. Eine Aufweichung in dieser Frage 

wäre die Kapitulation vor der Rauschgift- 
kriminalität. 

Der heutige Vortrag des ehemaligen Vor- 
sitzenden der Anti-Gewaltkommision der 
früheren Bundesregierung, Minister a.D. 
Prof. Dr. Hans-Dieter Schwind, hat die Be- 
deutung der ursachenorientierten Krimi- 
nalpolitik erneut deutlich gemacht. Er hat 
zu Recht darauf hingewiesen, dass eine 
steigende Arbeitslosigkeit, ein Mangel an 
Ausbildungsplätzen sowie eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung aus kriminalpolitischer 
Sicht in Zukunft die größten Sorgen berei- 
ten werden. Die CDU wird ihr Bemühen 
um eine konsequente Kriminalitätsbekämp- 
fung durch Prävention weiter stärken. 

Dieser Ansatz fand die breite Unterstüt- 
zung der anwesenden Kommunalpolitiker. 
Ausdrücklich zu begrüßen ist in diesem 
Zusammenhang die auf Initiative der CDU 
in Mecklenburg-Vorpommern institutio- 
nalisierte kommunale Kriminalprävention. 
Darüber hinaus darf aber nicht vergessen 
werden, dass im repressiven Bereich 
Straftaten unmittelbare und spürbare Kon- 
sequenzen haben müssen. Straftätern 
muss eindeutig und sofort die rote Karte 
gezeigt werden. • 

Hände weg von der Mehrwertsteuer! 
zu den Überlegungen des Bundesfi- 
nanznrinisters, die Mehrwertsteuer 
Zu erhöhen, erklärte die finanzpoliti- 
sche Sprecherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Gerda Hasselfeldt: 
^u der vielstimmigen und chaotischen 
^teuererhöhungsdebatte der SPD ge- 
sellt sich nun der Bundesfinanzminister 

jnzu. Auch ihm müsste klar sein, dass 
dle Steuerbelastung für Bürger und Un- 
j^nehmen in Deutschland die hinnehm- 
b
aren Grenzen erreicht hat. Unser Land 

•raucnt jetzt dringend mutige Konzepte 
der Steuerpolitik mit einer echten 

Nettoentlastung aller Steuerzahler und 
deutlichen Impulsen für mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung. Die Vorschlä- 
ge der Union liegen hierzu auf dem 
Tisch. Die Koalition wäre gut beraten, 
sich ernsthaft mit diesen Vorschlägen 
auseinanderzusetzen, anstatt wie vom 
Bundesfinanzminister geschehen, mög- 
liche Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts als untaugliche Ausre- 
de für weitere Erhöhungen der Mehr- 
wertsteuer zu missbrauchen. - Deutsch- 
land braucht weniger Steuern, darum 
Hände weg von der Mehrwertsteuer! 
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SCHWARZBUCH 

1MHI 60 Mrd DM verschwendet 
Wer mit dem Geld anderer umgeht, tut 
dies mit der gebotenen Vorsicht. Eine 
Selbstverständlichkeit sollte man meinen. 
Dass dem nicht so ist, beweist Jahr für 
Jahr das Schwarzbuch des Steuerzahler- 
bundes. Dieses Jahr fällt das Buch beson- 
ders dick aus. Ausgerechnet in einem Jahr, 
in dem die Rede ist vom Sparpaket, in 
dem viele 630-Mark- Jobber von ihrem Ne- 
benverdienst deutlich weniger haben als 
zuvor und Rentner gesagt bekommen, dass 
es zwei Jahre nur für einen Inflationsaus- 
gleich reicht. Rheinische Post 

TRANSRAPID 

SIHHHH Scheitern mit Bedacht 
Wenn die Eiftnder der Glühbirne und des 
Autos mit der gleichen Unentschlossenheit 
vorgegangen wären, wie die Verfechter des 
Transrapid, gäbe es heute noch Kienspan 
und Kutsche. Vor gut 70 Jahren in Deutsch- 
land entwickelt, vor 30 Jahren geprüft und 
für gut befunden, wird die Magnetschwebe- 
bahn begutachtet und durchgerechnet 
- und jetzt fädeln SPD und Grüne offen- 
sichtlich mit Bedacht ihr Scheitern ein. 

Die Welt 

ROT-GRÜNF. KOALITION 

Leere Hände 
Vor ihrem Koalitionsgespräch hatten die 
Grünen einen begrenzten Konflikt mit der 
SPD angekündigt. Es muss ein sehr be- 
grenzter Konflikt gewesen sein. Denn am 
Ende standen sie wieder mit leeren Hän- 
den da. Kein substantieller Fortschritt, der 
die Anhänger neu motivieren könnte. Atom- 
ausstieg, Transrapid, Liberalisierung des 
Strommarktes - alles wurde wieder auf die 
lange Bank geschoben. Die Koalition ist 
von einer Einigung in zentralen Streit- 
punkten so weit entfernt wie eh und je. 

Neue Osnabrücker Zeitung 

RENTE AB 60 

WK^mmm—mmm Unbezahlbar 
Frühe Rente im Kampf gegen Arbeitslosig- 
keit - dieses Modell funktioniert nicht. Die 
Rente mit 60 ist der falsche Weg: plus län- 
gere Lebenserwartung unbezahlbar. Bela- 
stet jüngere Generationen stark und senkt 
die Arbeitslosigkeit nicht. Statt die Renten- 
jahre immer weiter auszudehnen, müssen 
die älteren Arbeitnehmer künftig länger 
arbeiten als heute, wenn unser Rentensy- 
stem nicht ganz kippen soll. 

Westdeutsche Allgemeine 

BÜNDNIS FÜR ARBEIT 

mmamm^mm Plumpe Taktik 
Moderate Lohnpolitik gegen die Rente ab 
60 - mit diesem Angebot hatte IG-Metall- 
Chef Klaus Zwickel versucht, eine Bresche 
in die Phalanx der Gegner seines Beschäy 
tigungsmodells zu schlagen, wo sie am 
brüchigsten ist. Gerade in der Metall- iM" 
Elektroindustrie gibt es Unternehmen, die 
gegen einen neuen Vorruhestand zum 
geräuschlosen Abbau ihrer Belegschaften 
nichts einzuwenden hätten. Doch Arbeit- 
geber-Chef Stumpfe ist standhaft geblie- 
ben - mit Gesamtmetall gibt es keine Ren- 
te ab 60. Handelsbl*11 

SOZIALDEMOKRATEN 

wmmmmmmmmm Unvermögen 
Kommt sie, kommt sie nicht? Seit Wochen 
kursieren immer neue Gerüchte, die SFv 
wolle nun doch eine neue Vermögensabg0 

be einführen. Wahrscheinlich wird es am 
Ende daraufhinauslaufen, dass erneut dl 
Erbschaftsteuer erhöht wird - wie schon 
vor einigen Jahren, als damit die Absent 
fung der Vermögensteuer ausgeglichen 
worden ist. Ob das wirtschaftlich ^ernUf']X 

tig ist, interessiert nicht. Es soll ein Zeich 
gesetzt werden. 

Tagesspiegel 



SISETZENTWURF UiD 31/1999-Seite 19 

Vereinsförderung verbessern 
^"r 1. Lesung des von der CDU/CSU- 
ß"ndestagsfraktion eingebrachten Ge- 
^tzentwurfes zur Verbesserung der 
^reinsförderung und der Situation der 

enrenamtlich Tätigen erklärte der 
sportpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
B«ndestagsfraktion, Klaus Riegert: 

hne Leistung der Vereine wären viele 
eistungen in unserem Gemeinwesen 

j,cht möglich. Sie leisten hervorragende 
Sendarbeit, integrieren wie selbstver- 

• Endlich ausländische Bürger, führen jung 
d

ncl alt zusammen, leisten Vorbildliches in 
er gesundheitlichen Fürsorge und üben in 
ernokratische Verhaltensweisen ein. 
nd dies überwiegend mit ehrenamtlichen 
e|ferinnen und Helfern, die sich unent- 

|e'tlich und freiwillig in den Dienst einer 
ö

dche stellen. Dafür gilt ihnen unser Dank, 
shalb müssen wir unsere Vereine stär- 

fördUnd die Situation ehrenamtlich Tätiger 
^   ern und verbessern. Diesem Anliegen 
frak1 dCr VOn der CDU/CSU Bundestags- Ktion vorgelegte Gesetzentwurf: 

^ fordern Rot-Grün auf, 
^^Entwurf zuzustimmen 

trjehhUng der Besteuerungs- und Zweckbe- 

ÖM |renZen von 60'000DM auf '20000 

bis 7   iIden einer zusätzlichen Rücklage 
die M   a00° DM jährlich, gebunden an 
Übun t?llederzahl und Verdoppelung der 

480c>DMlterpaUSchale von 2400 DM auf 
auf d'   A   ^nsere Vereine können flexibler 
durch v nforderungen reagieren, die sich 
UmfeiH

eränderur|gen des gesellschaftlichen 
amtlich^;

er§eben- Übungsleiter und ehren- 
gen ste    ä!'§e können höhere Aufwendun- 
gen m

UerIicn geltend machen, ihnen wird 
materielle Anerkennung zuteil. 

Rot-Grün ist gefordert, diesem Gesetz- 
entwurf zuzustimmen. Sie haben im 
Koalitionsvertrag die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für den Breitensport 
versprochen. Das Gegenteil hat Rot-Grün 
gemacht. Sie haben die Energiesteuern 
- und dies permanent für die nächsten 
Jahre - drastisch erhöht. 

Durch die Neuregelungen der 630-DM- 
Jobs und der Scheinselbständigkeit haben 
sie die Vereine in unerhörtem Maße belastet. 
Ein Drittel der Übungsleiter in Sportverei- 
nen haben ihre Arbeit hingeworfen. Sie las- 
sen sich nicht mit Versprechen abspeisen, 
vor allem wollen sie nicht, dass Rot-Grün 
ihnen ständig in die Taschen greift. 

Nur eins ist verläßlich: 
versprochen - gebrochen 

Die Zusagen an die Vereine vom SPD- 
Fraktionvorsitzenden Struck und seiner 
Vertreterin Schmidt, die Übungsleiterpau- 
schale zu verdoppeln, entbehren inzwi- 
schen jeglichen Wahrheitsgehaltes wie 
auch das Versprechen, die Übungsleiter- 
pauschale auf alle ehrenamtlichen Tätig- 
keiten auszudehnen. Versprochen und ge- 
brochen: die einzige Verlässlichkeit bei 
dieser Regierung. 

Das Konzept der CDU/CSU Bundestags- 
fraktion ist klar und deutlich: Rot-Grün 
muss die Neuregelungen der 630-DM- 
Jobs und der Scheinselbständigkeit ohne 
Wenn und Aber zurückziehen, unseren 
Vereinen einen fairen Ausgleich für die 
Erhöhung der Energiesteuern gewähren 
und unserem Gesetzentwurf zustimmen: 

Dies hilft unseren Vereinen, und Rot-Grün 
wäre beim Sport etwas glaubwürdiger.    • 
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Müller muss Eichels Pläne stoppen 
Zur geplanten drastischen Verlänge- 
rung der Abschreibungsdauer für Anla- 
gegüter erklärte der wirtschaftspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Gunnar Uldall: 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 
plant, die in den sog. AfA-Tabellen festge- 
legten Nutzungsdauern für Anlagegüter 
drastisch anzuheben. Einige Beispiele aus 
dem Entwurf der Af A-Tabelle für allge- 
meinverwendbare Wirtschaftsgüter ver- 
deutlichen die enorme Erhöhung: 

• Drehbänke: 20 statt 10 Jahre 
• Fräsmaschinen: 17 statt 10 Jahre 
• Großrechner: 8 statt 5 Jahre 
• Werkstations, PC's: 6 statt 4 Jahre 
• Drucker, Scanner etc.: 7 statt 4 Jahre 
• Lastkraftwagen: 11 statt 7 Jahre. 

Im Schnitt verlängern sich die steuerlich 
zulässigen Abschreibungsdauern z. B. für 
Maschinenbauprodukte von durchschnitt- 
lich gut 8,5 auf etwas mehr als 14 Jahre. 

Eine solche drastische Verlängerung der 
Nutzungsdauer steht im Gegensatz zur 
Realität in den Unternehmen. Um im in- 
ternationalen Wettbewerb konkurrenzfähig 
zu bleiben, müssen Maschinen und Anla- 
gen in immer kürzerer Frist durch neue, 
leistungsfähigere ersetzt werden. Maßgeb- 
licher Grund für den Austausch einer Ma- 
schine ist dabei nicht der vom BMF zu- 
grundegelegte mechanische Verschleiß, 
sondern deren Effizienz im Produktions- 
prozess. Die ständig steigenden Ansprüche 
an Qualität, Ausbringungsmenge, Zuver- 
lässigkeit und damit Kosten einer Maschi- 
ne können mit einer zwar nach wie vor 
funktionstüchtigen, aber wirtschaftlich 
veralteten Maschine nicht mehr erfüllt 
werden. Diesen Aspekten wird bei der Be- 
messung der Abschreibungsdauer in dem 
Entwurf keine Rechnung getragen. 

Ich habe deshalb Bundes wirtschaftsmini- 
ster Müller im Wirtschaftsausschuss des 
Bundestages eindringlich aufgefordert, 
diesen Plänen von Finanzminister Eichel 
entgegenzutreten. 
Eine Verlängerung der steuerlichen Nut- 
zungsdauer für Anlagegüter trägt nicht zu 
mehr Vertrauen in das Projekt Unterneh- 
mensteuerreform bei. Wer die Investitio- 
nen stärken will, sollte sie nicht schon vor 
der auf das Jahr 2001 verschobenen gene- 
rellen Unternehmensteuerreform steuer- 
lich massiv benachteiligen. 
Bundesfinanzminister Eichel belastet die 
Unternehmen nach eigenen Berechnungen 
mit insgesamt 2,2 Mrd. DM im sog. Ent- 
stehungsjahr (erstes Jahr der vollen Wirk- 
samkeit der Tabellen). Damit verringert 
sich das Entlastungsvolumen der geplan- 
ten Unternehmensteuerreform von 8,2 ai" 
6 Mrd. DM. Im Jahr 2000 müssen die Un- 
ternehmen die Steuerreform sogar mit 0,9 
Mrd. DM vorfinanzieren. Im Jahr 2003 
beträgt die Entlastung nur 0,8 Mrd. DM 
statt der versprochenen 8 Mrd. DM. 
Die Verschlechterung der Abschreibungs- 
bedingungen wird unweigerlich zu einem 
Rückgang der Nachfrage nach Maschinen 
und Anlagen führen und damit die labile 
Investitionsgüterkonjunktur beschädigen- 

Investitionen mit 
Steuererhöhungen durch die 

Hintertür gebremst 

Zu den Plänen des Finanzministers, 
die Abschreibungsfristen für Anla- 
gegüter drastisch zu verlängern, er' 
klärte der mittelstandspolitische 
Sprecher der CDU/CSU Bundestag*' 
fraktion, Hansjürgen Doss: 

Trotz der Ankündigung der Bundesregie- 
rung, bei einer Steuerreform im nächste 
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Neuer Beschäftigungsrückgang durch 
630-Mark-Regelung 

Zu den aktuellen Zahlen des Stati- 
stischen Bundesamtes zur Beschäfti- 
gungssituation im Deutschen Hand- 
werk erklärte der mittelstandspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU Bun- 
destagsfraktion, Hansjürgen Doss: 

Der Mittelstand war in den vergange- 
nen Jahren stets ein Garant für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze. Alleine 
in Jahre 1998 verzeichnete der Mittel- 
stand einen Zuwachs von 91.500 Be- 
schäftigten. Durch die katastrophalen 
Rahmenbedingungen, die die Regie- 
rung Schröder in den letzten Monaten 
geschaffen hat, ist diese positive Ten- 
denz nicht aufrechtzuerhalten. Ende 
Juni 1999 waren im Bereich Hand- 
Werk nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes 4,3% weniger Mitarbei- 

ter beschäftigt als im Vorjahresmonat. 
Im Bekleidungs- und Textilgewerbe ist 
sogar ein Rückgang von 9,9% festzu- 
stellen. In diesen Branchen sind viele 
Mitarbeiter auf 630-Mark-Basis tätig. 
Ein Zusammenhang des Beschäfti- 
gungsrückgangs mit der „630-Mark- 
Regelung" wird inzwischen auch vom 
Statistischen Bundesamt eingeräumt. 
Diese mittelstandsfeindliche Regelung 
schränkt die Operationsfähigkeit der 
Betriebe massiv ein und kostet Ar- 
beitsplätze. In der Folge geraten auch 
zunehmend reguläre Vollzeitarbeits- 
plätze in Gefahr. 

Die „630-Mark-Regelung" muss un- 
verzüglich zurückgenommen werden, 
damit der Mittelstand in Deutschland 
wieder Beschäftigung schaffen kann. 

I    tausend auch die Unternehmen zu ent- 
M

sten, wird genau das Gegenteil getan, 
den Plänen des Finanzministers sol- •enj 

le J
etzt die nach der Abschreibungstabel- 

M Ur Anlagegüter zu berücksichtigenden 
re . 

2Ungsdauern für Maschinen und ande- 
d   nvestitionsgüter drastisch erhöht wer- 
So s T Schnitt von 8'5 auf 14,5 Jahre. 
von P  kdspielsweise die Nutzungsdauer 

(bish und Stanzen bei 25 Jahren 

(bish 10)' VOn Schleifmaschinen bei 20 
dukter 10^ Und Von sehr kurz|ebigen fro- 
ren /?? wie Personalcomputern bei 6 Jah- 
D

n bisher 4) liegen. 

sehn ß,ndesfmanzministerium legt aus- 
z'teh A     

den mechanischen Verschleiß 
einer JJ?e- Maß8eblich für den Austausch 
im proiatC^ine ist Jedoch deren Effizienz 
stäncjj   u^ionsprozess, da nur so die 
Prod,,? stei§enden Ansprüche an Qualität, 

Kllonsmenge und Zuverlässigkeit 

erfüllt werden können. Mit veralteten Ma- 
schinen ist ein Unternehmen weder na- 
tional noch international konkurrenzfähig. 
Nach der geplanten Neuregelung hätte 
Deutschland die mit Abstand schlechtesten 
Abschreibungsmöglichkeiten aller Indu- 
strieländer. Während Maschinen in den 
USA, Frankreich und Italien in 5-10 Jah- 
ren abgeschrieben werden können, wäre 
Deutschland mit 10-20 Jahren enormen 
Nachteilen ausgesetzt. 

Folge wäre eine hoffnungslose Überalte- 
rung des Maschinenparks der deutschen 
Unternehmen und auch ein Einbruch bei 
der Nachfrage nach Investitionsgütern. Al- 
lein die Kunden des Maschinen- und Anla- 
genbaus würde Eichels Plan ca. 2,5 Milli- 
arden DM jährlich kosten. 

Der Finanzminister muss diese Investitions- 
vernichtungspläne sofort zurücknehmen! • 
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Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 
stellt private Altersvorsorge in Frage 

Zu der geplanten Senkung der Einkom- 
mensgrenzen im Eigenheimzulagenge- 
setz erklärte Michael Meister, Bericht- 
erstatter der CDU/CSU-Fraktion im 
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen: 
Mit der geplanten Änderung der Einkom- 
mensgrenzen im Eigenheimzulagengesetz 
(bisher: DM 240.000/120.000, künftig 
DM 160.000/80.000) wird ein hervorra- 
gend angenommener Weg der privaten 
Altersvorsorge verstellt und öffentliche 
Mittel aus dem investiven in den konsum- 
tiven Bereich umgelenkt. Dies ist volks- 
wirtschaftlich kontraproduktiv und wird 
sich auch als finanzpolitischer Flop erwei- 
sen. Aus Sicht der Baupolitik untergräbt 
die Bundesregierung auch eine wichtige 
Stütze der Baukonjunktur in Deutschland. 
Deshalb ist die im Rahmen des Haushalts- 
sanierungsgesetz geplante Absenkung in 
jeglicher Hinsicht unsachgemäß. 

Grundlage des Erfolgs: 
klare Formulierungen 

Die Einführung der Eigenheimzulage, mit 
der zum 1.1.96 der alte § 10e EStG ab- 
gelöst wurde, hat sich als eine Initialzün- 
dung für den Wohneigentumserwerb er- 
wiesen. So sind im Vergleich zu 1995 die 
Genehmigungen für Einfamilienhäuser um 
40% gestiegen. Mit der Eigenheimzulage 
wurden so Investitionen in erheblichem 
Umfang initiiert. Die einfache und klare 
Formulierung der Eigenheimzulage hat 
die wesentliche Grundlage zu dieser Er- 
folgsstory gelegt. Die beabsichtigte Ab- 
senkung der Einkommensgrenzen wäre 
bereits die 4. Änderung dieses Gesetzes, 
was das Verständnis möglicher Häuslebau- 
er nicht fördert und nicht zu sicheren 

Rahmenbedingungen beiträgt. Eine solche 
Verunsicherung lässt sich bereits im 1. 
Halbjahr 1999 erkennen. Wie die Bundes- 
bank in ihrem letzten Monatsbericht ur- 
teilt: „Der Einfamilienhausbau entfaltet 
nicht mehr genügend Schwung, um die 
anhaltende Verschlechterung im Mietwoh- 
nungsbau aufzufangen." 
Die geplante Absenkung der Einkom- 
mensgrenzen wird bestimmte Haushalte 
diskriminieren. So fallen bereits Single- 

Ein hervorragend angenom- 
mener Weg der privaten Alters- 
vorsorge wird verstellt, und 
öffentliche Mittel werden - 
wirtschaftlich kontraproduktiv - 
aus dem investiven in den kon- 
sumtiven Bereich umgelenkt. 

Haushalte mit einem Einkommen von DM 
3500/Monat aus der Förderung, dies kann 
beispielsweise Berufseinsteiger nach dem 
Studium betreffen. 
Aus dem Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung geht hervor, dass 35.000 Haushalte 
im kommenden Jahr aus der Förderung 
fallen. Dies wird nicht ohne Folge für die 
Baukonjunktur bleiben, zumal man nicht 
dauerhaft von der derzeit günstige Zinssi- 
tuation ausgehen kann. Ein Rückgang v0 

25.000 Neubauten im Einfamilienhausbe- 
reich bedeutet ein Minus an Investitions- 
mitteln von 20 Mrd. DM und einen Veriu 
von 50.000 Arbeitsplätzen in der Baubran 
ehe. Deshalb wird auch die finanzpoliti- 
sche Rechnung nicht aufgehen, denn den 
Minderausgaben werden Mindereinnah- 
men bei Umsatz- und Einkommenssteue 
und Mehrausgaben in den Sozialversiche^ 
rungen gegenüberstehen. 
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Wohngeld bleibt auf der Strecke 
Am Beginn der parlamentarischen Be- 
ttungen des von der Regierung Schro- 
ffer geschnürten Wohngeld-Pakets er- 
härte der wohnungspolitische Sprecher 
H5 CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
"»etmar Kansy: 

Je Beschlusslage in der Länderkammer 
nd die jetzt in den Bundestagsausschüs- 

; en aufgenommenen Beratungen machen 
"erdeutlich, dass das von der Bundesre- 

gierung geschnürte Wohngeld-Paket auf 
fernen Füßen steht. 

le Folge des erkennbar vor dem Schei- 
ern stehenden Rückzugs des Bundes aus 

•"Mitfinanzierung des pauschalierten 
ohngeldes ist zum einen, daß sich im 

erkehrs- und Bauetat eine weitere Haus- 
la'tslücke von 2,5 Milliarden DM für das 
ar»r 2000 auftut. Was einmal Müntefe- 

Se
ngs Haupt-Beitrag zu Eichels Sparpaket 
ln sollte, entpuppt sich jetzt für jeder- 

ch^H alS Luftbucnung oder -in der sPra_ 

^ "es zurückgetretenen Bauministers als 
"^nsch und Wolke". 

I^nn die rot-grüne Koalition bei den 

hahS atungen daran dennocn fest_ 
lten sollte, den Wohngeld-Ausgabenan- 

M.^.nur mit 1,8 Milliarden DM statt 4,3 
Ver 

arden DM auszustatten, wäre dies ein 
haitSt(2? gegen die Prinzipien der Haus- 

ls-Klarheit und Haushalts-Wahrheit. 

e*stungsverbesserungen als 
'Uckmittel benutzt 

i), *e Fol 
erst f(i"? ist weiterhin, dass die ohnehin 
verbe * vorgesehenen Leistungs- 
trotzd

SSerungen beim Tabellenwohngeld 
mitte!6/11 n°ch von Rot"Grün als Druck- 
AuSgah

Ur dle Durchsetzung willkürlicher 
meind,

en
L
Verlagerung auf Länder/Ge- 

uen benutzt werden. 

Die Regierungs-Koalition hat im Ver- 
kehrs- und Bauausschuss unseren Antrag 
abgelehnt, den Teil Wohngeld-Rechtsre- 
form und -Tabellenwohngeldanpassung 
vom Haushaltssanierungsgesetz abzukop- 
peln und seriös und verlässlich für alle 
Beteiligten bis zum Jahresende zu beraten. 
Das vorgesehene Junktim kann die Koa- 
lition schon deshalb sachlich nicht recht- 
fertigen, weil sie erklärtermaßen die Lei- 
stungsverbesserungen beim Wohngeld auf 
den Rücken von „Häuslebauern" gegenfi- 
nanzieren möchte. 

Schlimmer noch: Das Geld aus dem Ab- 
bau der Eigenheimförderung will man be- 
reits ein Jahr vorher und auch unabhängig 
von der Einhaltung des Wohngeldverspre- 
chens einkassieren. 

Ausgerechnet Schwächere 
schlechter gestellt 

Wie wenig der Bundesregierung an einer 
seriösen Beratung gelegen ist, dürften der- 
zeit Bürger aus den neuen Ländern beson- 
ders schmerzlich verfolgen. Obwohl sich 
die Rechenbeispiele häufen, dass ausge- 
rechnet einkommensschwächere Personen 
in den neuen Ländern wie Arbeitslose, 
Rentner und Alleinerziehende sich durch 
die Regierungsvorschläge schlechter stel- 
len würden gegenüber dem geltenden 
Recht, verschleiert die Bundesregierung 
dies auch in der vom Bundeskabinett be- 
schlossenen Stellungnahme zu den Bun- 
desrats-Anträgen durch eine statistische 
Durchschnittsbetrachtung. Dass ausge- 
rechnet die einkommensschwächeren 
Haushalte, immerhin ca. 50-60% der 
Wohngeldempfänger in den neuen Län- 
dern, sich gegenüber geltendem Recht 
schlechter stellen würden, wirft einmal 
mehr ein Licht auf die soziale Schieflage 
der Regierung Schröder. • 
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Schily verschwendet Steuergelder 
Zur Kritik des Steuerzahlerbundes am 
nachträglichen Millionen-Umbau von 
Otto Schilys Minister-Etage erklärte der 
innenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Erwin Marschewski: 
Was die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
bereits vor Monaten laut und deutlich kri- 
tisiert hat, ist jetzt auch dokumentiert im 
berühmt-berüchtigten „Schwarzbuch" des 
Steuerzahlerbundes: Bundesinnenminister 
Otto Schily hat beim nachträglichen Um- 
bau der Führungsetage seines Berliner 
Amtssitzes 1,6 Mio DM verschwendet. 
Dieser Umbau mag sein Gutes haben - 
jedenfalls für Otto Schily und seinen eng- 
sten Mitarbeiter, die jetzt mehr und vor 
allem schönere Räume zum Regieren ha- 
ben. Besser allerdings wäre es gewesen, 
Otto Schily hätte diese 1,6 Mio DM für 
die wirklich wichtigen Aufgaben seines 
Ressorts ausgeben. Was er zu Beginn sei- 
ner Amtszeit verschwendet hat, fehlt jetzt. 
Statt an Repräsentation zu sparen, kürzt 
er zu Lasten der Menschen in unserem 
Land. Er gibt weniger aus für 
• die Beschaffung von Führungs- und 
Einsatzmitteln der Bereitschaftspolizeien 
der Länder. Nach einer 3-Mio-DM-Kür- 
zung im ersten Jahr sehen seine Planungen 

vor, den Bundesanteil sogar ganz zu strei- 
chen und sich so Schritt für Schritt aus der 
bundesstaatlichen Solidarität in Sachen 
innerer Sicherheit zu verabschieden. Un- 
verantwortlich! 

• den Zivilschutz, löst kurzerhand das ei- 
genständige Bundesamt für Zivilschutz 
auf, baut ein Viertel des Personals ab und 
sorgt dafür, dass in einigen Jahren statt der 
vorgesehen 9 460 Zivlischutz-Kfz nur 
noch 6 500 Kfz vorhanden sein werden. 
Beunruhigend! 

• die Förderung des Sportstättenbaus in 
den neuen Ländern („Goldener Plan Ost")- 
Statt der im Wahlkampf vollmundig zuge- 
sagten 100 Mio DM finden sich in Otto Schi- 
lys Haushaltsplan sage und schreibe 0 DM- 
Kaum versprochen - schon gebrochen! 

• die BGS-Bahnpolizei, für deren Einsatz 
er der Bahn 250 Mio DM in Rechnung 
stellen will. Sicherheit nach Kassenlage! 

Fazit: „Gut regieren" heißt nicht „schön 
regieren", sondern die notwendigen Aut- 
gaben erfüllen - vor allem, wenn es um 
die Sicherheit der Menschen in unserem 
Land geht. 

Ein verlorenes Jahr für Arbeitslose 
Zur Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt erklärte der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Hermann Kues: 
Die neue Bundesregierung hat auf 
dem Arbeitsmarkt nichts, aber auch 
gar nichts erreicht. Die Zahlen vom 
September entsprechen fast exakt den 
Werten des Vorjahres, die noch von 
der alten Bundesregierung verantwor- 
tet wurden. Für die Arbeitslosen war 

es ein verlorenes Jahr. Von der Dyna- 
mik des letzten Jahres ist nichts mehr 
zu spüren. Saisonbereinigt ist die Zahl 
der Arbeitslosen sogar um 9.000 ge- 
stiegen. Zwischen West und Ost geht 
die Schere weiter auseinander. Die 
Zahlen sind ein Armutszeugnis für 
SPD und Grüne. Sie entlarven die 
Bemühungen auf dem Arbeitsmarkt 
als das, was sie sind: planlos, phanta- 
sielos, erfolglos. 
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Die überproportionalen Kürzungen 
der Regierung sind verantwortungslos 
Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Entwicklungspolitik, Armin 
Waschet MdEP, hat die Kernforderun- 
§en des Papiers „Bevölkerungspoliti- 
^Cne Forderungen anlässlich des Tages 
fler 6 Milliarden" vorgestellt: 
^ Weltbevölkerung ist in diesen Tagen 

j*uf sechs Milliarden angestiegen. Jährlich 
Kommen rund 78 Millionen Menschen hin- 

u-Das Weltbevölkerungswachstum er- 
schwert Entwicklung, führt zu Armut und 

essourcenVerknappung und verschärft 
a,e globalen Probleme. 

le Regierung Schröder plant, die Bud- 
gets für die bevölkerungspolitische Ent- 

lcklungszusammenarbeit überproportio- 
a'zu kürzen. So ist vorgesehen, die deut- 
en Beiträge für den UN-Bevölkerungs- 

5°?ds UNFPA bereits im Jahre 2000 um 
Prozent zu kürzen. In der mittelfristi- 

r 
n "aushaltsplanung der Bundesregie- 

auf^Sind weitere drastische Kürzungen 
B

ut diesem Gebiet vorgesehen. Der CDU- 
Ku , ,esfachausschuss Entwicklungspoli- 
l'k lehnt dies ab. 

die^? » erungspolitik, Familienplanung und 
Bnt 

kung der Stellung der Frau in den 

der p
lck,ungsländern sind Kernelemente 

stru alen Zukunftssicherung. Die In- 
sen menf.e zu inrer Verwirklichung müs- 
^en?eSuärkt und nicnt verrmgert werden. 
tUn  ^.c.n'and darf sich seiner Verantwor- 
P'an d die Verwirk,ichung des Aktions- 
feren i Kairoer Weltbevölkerungskon- 
ßund   f94 nicht entziehen- Der CDU- 
f°rdenHaChaUSSChuSsEntwicklungSpolitik 

j^.       oie Bundesregierung daher auf: 

chUn 6"tscnen Finanzmittel zur Verwirkli- 
Völke       Beschlüsse der Kairoer Weltbe- 
sPrechUngSkonferenz 1994 müssen ent" 
Bundpend den Beschlüssen des Deutschen 

estages erhöht werden. 

Die überproportionalen Kürzungen deut- 
scher Beiträge für den UN-Bevölkerungs- 
fonds UNFPA sind verantwortungslos und 
falsch. Entsprechendes gilt für deutsche 
Beiträge zum Internationalen Familienpla- 
nungsverband IPPF (International planned 
parenthood association). UNFPA und IPPF 
kommt bei der Verwirklichung des Kairoer 
Aktionsplans eine besondere Bedeutung zu. 

Die deutsche und die europäische Ent- 
wicklungszusammenarbeit muss der in 
Kairo 1994 übereinstimmend festgestell- 
ten Vernachlässigung der Jugend in Ent- 
wicklungsländern mit einem europäischen 
Programm für die Jugend in Entwick- 

Bevölkerungspolitische 
Forderungen der CDU 

Deutschlands 

lungsländern entgegenwirken. Vorrangig 
sind hierbei Bildung, Maßnahmen der re- 
produktiven Gesundheit inkl. Familienpla- 
nung und Sexualaufklärung sowie arbeit- 
schaffende Maßnahmen wie ein Sonder- 
programm mit Kleinstkrediten für unter- 
nehmerische Betätigungen junger Men- 
schen in Entwicklungsländern. 

Die von der Regierung Schröder vorgese- 
henen Kürzungen auf dem Gebiet der 
Weltbevölkerungspolitik sind keine Spar- 
maßnahmen, sondern eine zusätzliche Be- 
lastung künftiger Generationen. 

Das Papier „Bevölkerungspolitische 
Forderungen anlässlich des Tages 
der 6 Milliarden" des CDU-Bun- 
desfachausschusses Entwicklungs- 
politik kann in der CDU-Bundesge- 
schäftsstelle, Referat Entwicklungs- 
politik (Tel.: 0228/5 44-325, Fax: 
02 28/5 44-3 22), bestellt werden.      • 
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10-Punkte-Positionspapier 
zum Auslandsrundfunk 

Anlässlich eines öffentlichen Hearings 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum 
Thema „Zukunft des deutschen Aus- 
landsrunkfunks in der auswärtigen Me- 
dien- und Kulturarbeit Deutschlands" 
mit mehr als 100 Teilnehmern aus den 
Bereichen Medien und Politik legte der 
Obmann für Kultur und Medien der 
CDU/CSU, Bernd Neumann, ein Posi- 
tionspapier mit zehn Punkten vor: 

U Die Verbesserung der Außendarstellung 
Deutschlands in der Welt ist unabweisbar, 
zumal unser Land nach der Wiedervereini- 
gung eine noch bedeutendere Rolle in Eu- 
ropa und darüber hinaus einnimmt. Hierbei 
kommt den elektronischen Medien, also 
dem deutschen Auslandsrundfunk (Deut- 
sche Welle), eine zentrale Rolle zu. 

Die Hauptzielsetzung des Auslands- 
rundfunks (DW) ist die Vermittlung eines 
umfassenden Bildes des politischen, kul- 
turellen und wirtschaftlichen Lebens in 
Deutschland in deutscher Sprache und in 
Fremdsprachen. Darüber hinaus hat die 
Deutsche Welle als „Stimme der Freiheit" 
in Ländern ohne oder mit eingeschränk- 
ter Informationsfreiheit eine weitere wich- 
tige Aufgabe: 

Die wichtigste Zielgruppe der DW- 
Sendungen müssen ausländische Entschei- 
dungsträger und Multiplikatoren sein. 
Vorübergehend oder dauerhaft im Ausland 
lebende Deutsche sowie Deutschlernende 
in aller Welt sind ebenfalls wichtige An- 
sprechpartner. 

hen sind unverzichtbare Bestandteile eines 
deutschen Auslandsprogramms. 

Auslandsrundfunk muss integraler Be- 
standteil der gesamten auswärtigen Kultur- 
politik sein. Solange das von der rot-grü- 
nen Bundesregierung angekündigte neue 
Konzept für eine Verbesserung der Außen- 
darstellung Deutschlands nicht vorliegt, ist 

es sachwidrig, isoliert über mögliche ein- 
schneidende Veränderungen bei der Deut- 
schen Welle zu entscheiden. Die ohne jeg- 
liches Konzept von der Bundesregierung 
bereits jetzt beschlossenen Kürzungsmaß- 
nahmen bei der Deutschen Welle von me11' 
reren hundert Millionen DM bis 2003 wer- 
den die mediale Präsenz Deutschlands im 
Ausland massiv schwächen, obwohl diese 
gestärkt werden müsste. 

Fremdsprachige wie auch deutschspra- 
chige Programme in Hörfunk und Fernse- 

Die Einhaltung der im Deutsche Wel- 
le-Gesetz enthaltenen Finanzgarantie in 
Verbindung mit einer abgestimmten mit; 
telfristigen Aufgabenplanung muss verläs- 
slich gewährleistet sein. Die vorgesehene 
drastischen Sparmaßnahmen der Bundes- 
regierung verstoßen gegen dieses Gesetz- 

IS Die im Artikel 5 des Grundgesetzes 
verankerte Presse- und Rundfunkfreiheit 
muss auch für die Deutsche Welle gelten- 
Die Bundesregierung darf nur eine 
Rechtsaufsicht ausüben. Inhaltlich-pro- 
grammliche Einflussnahmen - so, wie si 
von Staatsminister Naumann versucht 
werden - sind unzulässig. 

lifl Beim deutschen Hörfunkprogramm 
der Deutschen Welle ist - insbesondere 
aus Kostengründen - die Kooperation m 
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Knapp zehn Millionen Deutsche nutzen 
regelmäßig das Internet 

Die Nutzung des Internet in Deutsch- 
land hat im ersten Halbjahr 1999 um 
18 Prozent zugenommen. 9,9 Millio- 
nen von 44,4 Millionen Deutschen 
zwischen 14 und 59 Jahren nutzen 
mittlerweile regelmäßig das Internet. 
Das ergab eine Studie des Marktfor- 
schungsinstituts GfK, die der Online- 
Dienst AOL und eine Reihe anderer 
Unternehmen in Auftrag gegeben hat- 
ten. Somit sind inzwischen 22 Prozent 
der deutschen Bevölkerung regel- 
mäßig online. 
"Das Internet entwickelt sich langsam 
von einem Rand- zu einem Massen- 
medium", sagte Carola Holtermann 
von AOL. Hinzu kommt ein Potenzial 

von 6,8 Millionen Menschen, die be- 
reits über einen Internet-Anschluss 
zu Hause oder im Büro verfügen, ihn 
aber noch nicht verwenden. Die GfK 
hatte im „4. Online-Monitor" zwi- 
schen Mai und Juli 5 063 Personen 
am Telefon befragt. 

Die Wandlung des Internet zu einem 
Massenmedium zeichne sich immer 
deutlicher ab, sagte Holtermann. Die 
Zusammensetzung von Interessen 
und Verhalten der Internet-Surfer sei 
der der Gesamtbevölkerung bereits 
sehr ähnlich. Längst sei das neue Me- 
dium nicht mehr den gebildeten und 
finanzstarken Bevölkerungsgruppen 
vorbehalten. 

de
eut^Cn'andfunk/Deutschlandradiound 

cie "^andesrundfunkanstalten zu for- 
Y ren- Kostenfreie Rechtenutzungen sind 
oe 

a^.setzur>g für wirksame Einsparun- 
Hah        Grundlagen dafür sind ggf. im 

men eines Bund-Länderstaatsvertrages 
*u schaffen. 

*    Yx finanziellen Mittel, die der Deut- 
Verf1      "e rür das Auslandsfernsehen zur 
ein 

UgUn§ stehen, reichen nicht aus, um 
sprü h     ti§es' den verschiedenen An- 
bjet

C    n entsprechendes Programm anzu- 
and "' das gegenüber den Programmen 
Daue

er §roßer internationaler Sender auf 
ration milnalten kann. Deshalb ist Koope- 
cieut "u0n ARD' ZDF und DW beim 

drinor LPracn'gen Auslandsfernsehen 
Arb?it     geboten' wobei das Papier einer 
vom 25 riUppe von ARD' ZDF und DW 

grundl-' l999 eine 8ute Ausgangs- 
ARD u 

ge darstellt. Eine Beteiligung von 
ZDF beim Auslandsfernsehen 

darf allerdings nicht dazu mißbraucht wer- 
den, das Sparkonzept der Bundesregierung 
beim Etat der DW durchzusetzen. 

[Q Ziel der Kooperation von ARD, ZDF 
und DW ist die gemeinsame Gestaltung 
eines 24-stündigen deutschsprachigen FS- 
Auslandskanals. Die Beteiligten teilen 
sich für die jeweils produzierten Sendun- 
gen die Programmverantwortung. Die 
Auslandskompetenz der Verantwortlichen 
in der DW muss im Gesamtkonzept er- 
halten bleiben. 

Die DW betreibt daneben in eigener Regie 
ergänzend einen fremdsprachigen Aus- 
landskanal, über den vor allem Program- 
me für ausländische Rebroadcaster zuge- 
liefert werden. 

Im Rahmen eines Bund-Länderstaatsver- 
trages sollten die Grundlagen für die Ko- 
operation zwischen ARD, ZDF und DW 
fixiert werden. • 
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Thomas Jansen Vorsitzender des 
CDU-Verbandes Brüssel-Belgien 

Der CDU-Verband Brüssel-Belgien, 
der erste und einzige Auslandsver- 
band der CDU, hat Dr. Thomas Jan- 
sen zum neuen Vorsitzenden ge- 
wählt. Er hat den langjährigen Vor- 
sitzenden des Verbandes Hans-Jür- 
gen Kerkhoff abgelöst, der seinen 
Lebensmittelpunkt wieder nach 
Deutschland verlegt hat. 
Kerkhoff hatte sich maßgeblich dafür 
eingesetzt, dass der Verband im Juni 
1996 den Status des Auslandsverban- 
des erhielt. Der Verband Brüssel-Bel- 
gien zeichnet sich durch eine besonde- 
re europapolitische Orientierung aus. 
Sein Profil wird u.a. dadurch mitbe- 
stimmt, dass viele Mitglieder in den 
europäischen Institutionen tätig sind. 

Thomas Jansen, der von 1983 bis 
1994 Generalsekretär der Europäi- 

schen Volkspartei (EVP) und der Eu- 
ropäischen Union Christlicher Demo- 
kraten (EUCD) war, ist seit 1995 Be- 
rater in der Gruppe für prospektive 
Analysen der Europäischen Kommis- 
sion. Er bezeichnete nach seiner Wahl 
die weitere europapolitische Profilie- 
rung des Verbandes und die Intensi- 
vierung der Kontakte mit der Partei 
in Deutschland sowie die Koordinie- 
rung der Aktivitäten der verschiede- 
nen in Brüssel tätigen christlich-demo- 
kratischen Kreise als Hauptaufgaben 
des Verbandes. 

Außerdem will der Verband die Kon- 
takte zu den in Belgien vertretenen 
Schwesterparteien aus anderen Mit- 
gliedsländern fördern. Der CDU-Ver- 
band Brüssel-Belgien hat derzeit ca. 
150 Mitglieder. 

Aufbau Ost zur Nebensache degradiert 
Zur geplanten Mittelkürzung der 
Regierung im Bereich Aufbau Ost 
erklärte der stellvertretende Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe für die 
Angelegenheiten der neuen Länder 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Günter Nooke: 
Staatsminister Schwanitz hat für den 
Aufbau Ost bisher nichts erreicht. Sei- 
ne neue Liste zum Aufbau Ost schafft 
nicht mehr Klarheit, sondern weist 
Mittelkürzungen im Vergleich zu den 
Plan-Zahlen 1999 und erst recht zu 
den Ist-Zahlen 1998 aus. So sind die 
Ausgaben für die Eisenbahn in der 
alten Transfer-Liste des BMF vom 

April 1999 für das Jahr 1998 mit 6,9 
Mrd. DM und in der aktuellen Über- 
sicht für dasselbe Jahr mit 4,6 Mrd. 
ausgewiesen. 

Schon daraus ergibt sich, dass der 
Haushalt 2000 für den Aufbau Ost kei- 
neswegs nur im Vergleich zu 1999 
gekürzt wurde, sondern auch im Ver- 
gleich zu 1998 keine Steigerung auf- 
weist. 

Die Zahlen des BMF sind in der Tat 
schwer verständlich, aber Staatsmini- 
ster Schwanitz sollte endlich aufhö- 
ren, seine Niederlagen als Erfolge zu 
verkaufen. 
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Schiene bleibt auf der Strecke 
Gegen Lockerung der Wochenendfahrverbote 

für den Schwerverkehr 
Keine Lockerung der Nacht- und Wo- 
cnenendfahrverbote für schwere Lkw 
auf Autobahnen hat der verkehrspoliti- 
^che Sprecher der EVP/ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament, Georg Jarz- 
embowski, gefordert. Der inoffizielle 

erschlag der finnischen Ratspräsident- 
schaft gefährde auch die Akzeptanz des 

Uterfernverkehrs in der Bevölkerung. 
Dae aJ gegenwärtig in Deutschland bestehen- 

e Wochenendfahrverbot für schwere Lkw 
r Autobahnen sei ein fairer Ausgleich 

w>schen den Interessen des Güterfernver- 
^ehrsgewerbes und den berechtigten Be- 
"Jrtnissen der Bürger nach Nachtruhe und 

^-freien Autobahnen am Wochenende. 
L lne Lockerung des Wochenendfahrver- 

tsi % schWere Lkw trifft insbesondere 
p e Transitländer Deutschland, Österreich, 

^ankreich und Italien, die bereits heute 
^JJrdurchschnittlich unter dem Transitver- 

nr leiden", so Jarzembowski. 

z _ §eradezu kontraproduktiv nannte Jar- 
d.mbowski diesen Vorstoß im Rat. „Wenn 

- Europäische Union mit diesem Vor- 

schlag einen weiteren Anreiz für den Ver- 
kehrsträger Straße schafft, muss sie sich 
nicht wundern, wenn die 'Schiene auf der 
Strecke bleibt"', so der Verkehrspolitiker der 
Union. Die Lockerung der Wochenendfahr- 
verbote für schwere Lkw auf Autobahnen 
stehe damit eindeutig im Widerspruch zur 
offiziellen EU-Verkehrspolitik, da sie einen 
wichtigen der wenigen komperativen Wett- 
bewerbsvorteile der Schiene schwäche. Im 
knapp kalkulierten Gütertransportgewerbe 
dürften längere Lkw-Fahrzeiten zum Nach- 
teil der Europäischen Eisenbahn gehen. 

Jarzembowski betonte, dass die Mitglied- 
staaten eine Verantwortung für den Schutz 
ihrer Bürger gegen zusätzliche Lärmemis- 
sionen hätten. „Das deutsche Fernver- 
kehrsnetz stößt bereits heute an seine 
Grenzen. Noch mehr Lkw auf Autobahnen 
gerade an Wochenenden wird bei der deut- 
schen Bevölkerung auf Unverständnis 
stoßen. Mit einer solchen Politik fährt die 
Europäische Union ins Abseits und in den 
Stau", so der Unionspolitiker aus Ham- 
burg anschließend. 

SPD hat nichts gelernt - Klüngel und Filz gehen weiter 
Nr    ^^ nat aus ^er vei"heerenden 
^«ederlage bei den Kommunalwah- 
J?n nichts gelernt. Sie klüngelt und 
'Uzt weiter." 

^,l diesen Worten kommentierte der 
j^neralsektretär der NRW CDU, Her- 

i Heul, Zeitungsberichte, wonach 
er Dortmunder Ex-SPD-Fraktions- 
net Franz Josef Drabig, als künftiger 
eschäftsführer der VEW-Immobili- 

engesellschaft gehandelt wird. „Es hat 
bei der SPD Tradition, ausgemusterte 
SPD-Kommunalpolitiker mit gut do- 
tierten Verträgen in der Wirtschaft zu 
versorgen. Drabig ist wieder ein sol- 
cher Fall", sagte Reul. Die Versor- 
gungsmentalität der SPD sei nach der 
Kommunalwahl genau so groß wie 
vorher. Dabei wollte Müntefering im 
Herbst „einiges sauber fegen". 
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Wege aus der Wasserkrise 
Wasser ist das Lebenselexier unserer 
Erde, und es wird bedrohlich knapp. 
Bereits jetzt leben 15 Länder in Nord- 
und Westafrika und Westasien am ab- 
soluten Minimum von 500 Kubikmeter 
Wasser, dargeboten pro Kopf und Jahr. 

Zwölf weitere stehen kurz davor. Ver- 
schärft wird diese Situation durch flächen- 
deckende Wald- und Naturzerstörung, das 
Ausufern der Megastädte und die Bevöl- 
kerungsexplosion. Wenn es um Wohl und 
Wehe der gemeinsamen Zukunft geht, 
müssen wir uns einmischen und haben drei 
Möglichkeiten, international zu reagieren: 
Der Politdialog mit den betroffenen Län- 
dern ist zu verstärken - als ehrliche Makler. 
Wir müssen als einer der größten Beitrags- 
zahler in europäischen und internationalen 
Organisationen unsere Vorstellungen stär- 
ker durchsetzen. Wir müssen auch selbst 
finanziell und technisch helfen. 

Unter der Regierung Kohl sind wir Schritt 
für Schritt zum wichtigsten Entwicklungs- 
partner sowohl im Umweltbereich als 
auch auf dem Gebiet des Wasserschutzes 
geworden. Doch entgegen der vollmundi- 
gen Ankündigungen von Kanzler Schröder 
mit seiner Entwicklungsministerin Wiec- 
zorek-Zeul droht uns in der Entwicklungs- 
politik eine Trendwende nach unten. Statt 

Von Christian Ruck, 
Mitglied der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion 

mit mehr Mitteln und Personal wird das 
Ressort mit einer weit überproportionalen' 
nie dagewesenen Kürzung gesegnet, und 
die mittelfristige Finanzplanung von Roj- 
Grün macht die Entwicklungspolitik end- 
gültig zum Steinbruch. 

Ein vergleichbarer Vorgang ist in 
Deutschland nicht zu erwarten 

Zu dem Unfall in dem japanischen 
Brennelementewerk in Tokaimura 
erklärten der umweltpolitische 
Sprecher, Klaus Lippold, der Ob- 
mann, Peter Paziorek und der Be- 
richterstatter für Kernenergiefragen 
der CDU/CSU Bundestagsfraktion, 
Kurt-Dieter Grill: 

Unsere Anteilnahme gilt den Men- 
schen, die von dem Unfall unmittelbar 
betroffen sind. Eine erste Analyse zeigt, 
dass in einer Kombination aus mensch- 
lichem Versagen und fehlender techni- 
scher Sicherheit zur Verhinderung sol- 
cher Ereignisse die Unfallursachen zu 

vermuten sind. Auch wenn aufgrund 
vollkommen anderer Rahmenbedin- 
gungen in den Anlagen in Lingen und 
Gronau ein ähnlicher Vorgang ausge- 
schlossen scheint, sollte aufgrund der 
japanischen Ereignisse eine Überprü- 
fung des vorhandenen Sicherheitskon- 
zepts in Deutschland erfolgen. 

Wir gehen davon aus, dass eine Ge- 
fährdung der Menschen in Deutsch- 
land durch den Unfall nicht zu be- 
fürchten ist. Ein vergleichbarer Vor- 
gang ist in Deutschland aufgrund ei- 
ner erheblich anderen Sicherheitspo- 
litik nicht zu erwarten. 
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CDU und Grüne wollen Entlassung 
von SPD-Ministerin 

ach verlorenen Prozessen des Landes 
jiedersachsen wegen der Auftragver- 
jjape für einen Rettungshubschrauber 
Jungen CDU und Grüne auf personel- 
e Konseauenzen. 

In 
Sequenzen. 

einem gemeinsamen Antrag für die 
acnste Landtagswoche fordern beide Op- 

^0sitionsfraktionen Niedersachsens Mini- 
a
lerPräsident Gerhard Glogowski (SPD) 

r' Sozialministerin Heidi Merk (SPD) 
" nverzüglich aus dem Amt zu entlassen". 

\QI  
sei persönlich für die beim Vergabe- 

rich    ren §emacnten und von zwei Ge- 
lich" an§ekreideten Fehler verantwort- 
tenri Sagte Rita Pawelski' die stellvertre- 
Xi e6 Vorsitzende der CDU-Fraktion, am 
hii ^ePfern*:)er in Hannover. Sie habe eigen- 
dip- lg 'n das Verfahren eingegriffen und 
Gr;SRS maniPuliert. Sie habe aber nicht die 
2\v°-   besessen, spätestens nach dem 

e'ten Urteil zurückzutreten. Deshalb 

stellten CDU und Grüne ihren gemeinsa- 
men Entlassungsantrag. Brigitte Pothmer, 
die stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der Grünen, erklärte ebenfalls: „Wir for- 
dern die Entlassung der Ministerin, weil 
wir inzwischen nachweisen konnten, dass 
die von beiden Gerichten kritisierten Ent- 
scheidungen alle auf ihre persönliche Ein- 
flussnahme zurückzuführen sind." Diese 
Entscheidungen seien einseitig der Firma 
Wiking zugute gekommen. Bei einer sol- 
chen gezielten Einflussnahme müsse es 
politische Konsequenzen geben. 

Das Verwaltungsgericht Göttingen und 
das Oberverwaltungsgericht Lüneburg 
hatten das Verfahren für die Vergabe des 
Auftrages an die Hamburger Firma Wi- 
king für fehlerhaft erklärt. Sie gaben damit 
einer Klage des nicht zum Zuge gekom- 
menen Konkurrenzunternehmens HSD 
aus Göttingen statt. 

Gratulation und Respekt 

(
Zur Auszeichnung des Schriftstel- 
^fs Günter Grass mit dem Nobel- 
preis für Literatur erklärte der kul- 
Ur- und medienpolitische Sprecher 

J\er CDU/CSU- Bundestagsfraktion, 
Norbert Lammert: 

^n Günter Grass erhält einer der be- 
Jahlunden deutschen Autoren dieses 
^nrnunderts einen der bedeutenden in- 
^^"nationalen Kulturpreise und gewiss 
^n Populärsten Literaturpreis der 
Q5 

t- W'e viele seiner Vorgänger erhält 
we

ntei Grass den Literaturnobelpreis 
cW?,ntlicn sPater als zum Zeitpunkt cr Verö öffentlichung der Werke, für die 

er diese Auszeichnung verdient. Gün- 
ter Grass ist in den Jahren seines li- 
terarischen und politischen Wirkens 
nicht nur ein „Zankapfel der deutschen 
Literaturkritik" geworden, seine Stel- 
lungnahmen zu aktuellen gesell- 
schaftspolitischen Fragen hatten häu- 
fig nicht das hohe Niveau, das er für 
die meisten seiner Bücher zweifellos 
beanspruchen kann. Es trifft sich also 
gut, dass der Nobelpreis vom Erfinder 
des Dynamits gestiftet wurde. 

Meine Gratulation verbindet den ehr- 
lichen Respekt für den Autor mit der 
gebotenen Vorsicht vor Sprengstoffen 
innerhalb und außerhalb von Buch- 
deckeln. 
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Parteitag setzt neue Maßstäbe: 

Die Zukunft kommt aus 
Baden-Württemberg 

Unter dem Motto „Auf geht's. Mit der 
Baden-Württemberg-Partei ins 21. Jahr- 
hundert" eröffnete Ministerpräsident 
Erwin Teufel den 40. Landesparteitag 
der CDU in Schwäbisch Gmünd. „Sonn- 
tagabend 18 Uhr: das ist die CDU-Zeit", 
so Teufel zu Beginn seiner Rede. 

Die vergangenen Landtags- und Kommu- 
nalwahlen seien ein deutliches Votum ge- 
gen Schröder und die rot-grüne Bundesre- 
gierung gewesen. Noch nie habe eine Re- 
gierung so schnell das Vertrauen der Bürger 
verspielt wie Rot-Grün seit dem 27. Sep- 
tember '98. „Wir freuen uns, aber wir wer- 
den nicht übermütig", so der Ministerprä- 
sident. Im Bundesrat wolle die CDU Ver- 
antwortung übernehmen und die gröbsten 
Fehler der Bundesregierung korrigieren. 

In seiner Rede hob Teufel die Erfolge der 
Landesregierung hervor. „Im Süden 
Deutschlands lebt sich's besser. Lebens- 
qualität hat einen Namen: Baden-Würt- 
temberg", so Erwin Teufel unter großer 
Zustimmung der annähernd 400 Delegier- 
ten. Ein Erfolg bei den anstehenden Kom- 
munalwahlen sei ein gutes Fundament für 
die Landtagswahlen im Frühjahr 2001. Bis 
dahin aber wolle man noch mehr als ein 
Jahr für das Land arbeiten. Stillstand und 
gar Dauerwahlkampf, wie in der Bundes- 
politik, könne man sich nicht leisten. 

Seit Bestehen des Landes habe Baden- 
Württemberg mit 61 Mrd. DM fast die 
Hälfte des Länderfinanzausgleichs allein 
bezahlt. Teufel: „Wir hätten ohne Finanz- 
ausgleich keine einzige Mark Schulden". 
Der Ministerpräsident sprach sich für ei- 

nen gerechteren Finanzausgleich aus, der 
das derzeitige System ablöse. Er hielt es 
für ungerecht, dass durch den bundesstaat- 
lichen Finanzausgleich eine Verschiebung 
der Finanzkraftreihenfolge der Länder er- 
folge, so dass die Geberländer auf den 
letzten Plätzen und die Nehmerländer aut 
den ersten Plätzen lägen. „Wir sparen und 
zahlen, und die anderen halten die Hand 
auf und investieren. So kann es nicht we1' 
tergehen", so Erwin Teufel. 
Der Süden Deutschlands dürfe nicht ab- 
gehängt werden, nur weil die Bürger an- 
ders wählten, als es der Bundesregierung 
lieb sei. „Wenn die Bundesregierung de11 

Volker Kauder: Die CDU 
als Baden-Württemberg- 

Partei ist in den Kommunen 
fest verwurzelt. 

Süden benachteiligt, werden die Bürger 
unseres Landes diese rot-grüne Über- 
gangsregierung genauso erbarmungslos 
abstrafen, wie das vom Saarland bis Sap 
sen, von Nordrhein-Westfalen bis Thün 
gen geschehen ist. Die nächste Gelegen'^ 
heit ist die Kommunalwahl am 24. Okto 

ber", so Ministerpräsident Erwin Teure • 

Noch im Februar diesen Jahres habe si 
Schröder für die NettolohnbezogenheU 
Rente ausgesprochen. Gerade ein halbe 
Jahr später steige Schröder aus der jähr 
chen Rentenanpassung nach der Steige' 
rung der Löhne der Arbeitnehmer aus u 
gebe eine Rente nach Kassenlage und 
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Urn Inflationsausgleich. „Schröder meint, 
r habe ein Vermittlungsproblem und ver- 

"ere deshalb Wahlen. Schröder hat ein 
^aubwiirdigkeitsproblem. Deshalb ver- 
•ert er Wahlen", so Erwin Teufel. Noch 

•e habe ein Kanzler so schnell abgewirt- 
' hattet wie Gerhard Schröder. 

Auf 
D 

einem guten Weg 

\yle> PV 'm ^anc*se'au^ einem guten 
e§- Seit der vergangenen Bundestags- 

SOftn Seien in Baden-Württemberg über 
WO neue Mitglieder eingetreten. „Wir 
Urjen unser Land nicht Rot-Grün überlas- 

kJi. Denn dafür ist es zu schade! Die Zu- 
n'| kommt aus Baden-Württemberg", 
' dlesen Worten beendete Erwin Teufel 
er minutenlangem Applaus seine Rede. 

JWln Teufel wurde später mit 322 Stim- 
mend kna^p 92 Pro/ent' als Landesvorsit- 
- der wiedergewählt. Der Ministerpräsi- 
dent über das Ergebnis: „Ich würde es 
ich"1 abonnieren für die ganze Zeit, in der 

n noch politisch tätig bin." 

ine<Jlera,Sekretar Volker Kauder setzte sich 
rot- erem Rechenschaftsbericht mit der 
rjje°runen Bundesregierung auseinander, 
sie y6 macne 8egen diejenigen Politik, die 
hak °r.   er Wahl besonders umworben 
Sehr \ ll dem 63°-Mark-Gesetz habe 
fen gerade die kleinen Leute getrof- 
d>°k?tt dem Gesetz zur Scheinselbstän- 
§ründ  Und mit der Steuerpolitik Existenz- 
?-war     

Und den Mittelstand. „Sie haben 
verst 

angeblich nach jeder Landtagswahl 
alles s   h "'•erklaren aber zugleich, dass 
der M°        l' wie es ist- Die Enttäuschung 
siCn ,enschen ist nachhaltig, das wird 
seren K        Wahlen in Berlin und bei un- 
so der7?mniUnal wählen deutlich zeigen", 

cr Generalsekretär, 
'e v 

rnen £mrnunalwahl werde ernst genom- 
tember auder: „Wir sind als Baden-Würt- 
^emeind arte' fest verwurzelt in unseren 
ihre Anl •' Die Menschen wissen, dass 

,egen bei uns gut aufgehoben 

sind." Was bei der Kommunalwahl in 
Nordrhein-Westfalen gelungen sei, werde 
in Baden-Württemberg erst recht gelingen. 
„Wir haben gute Kandidatinnen und Kan- 
didaten, ein gutes Programm und Rücken- 
wind aus Berlin", so Kauder. 

Die CDU Baden-Württemberg sei mit Ab- 
stand die stärkste Partei. 67 Prozent der 
Bevölkerung sei der Auffassung, dass die 
CDU im Land noch weiter an Bedeutung 
gewinnen werde. Die Sicherung des Wirt- 
schaftsstandortes Baden-Württemberg, die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die Un- 
terstützung der mittelständischen Wirt- 
schaft, die innere Sicherheit, die Förderung 
moderner Technologien, die Unterstützung 
der Landwirtschaft und die Asylpolitik sei- 
en klare Domänen der Landes-CDU. „Bei 
all diesen wichtigen Gegenwarts- und Zu- 
kunftsfragen ist die SPD in diesem Land 
abgeschrieben", so Volker Kauder. 

Die CDU Baden-Württemberg kämpfe für 
Stuttgart 21 und Mannheim 21, sowie für 
einen Ausbau der Verkehrsadern. „Nichts 
höre ich hier von der Landes-SPD. Hier 
und da ein bisschen Rhetorik von Mos- 
dorf, dem Möchtegern-Verkehrsminister, 
aber das war's dann schon. Die Landes- 
SPD schaut zu, wie diese Bundesregie- 
rung Politik gegen den Süden macht", so 
der Generalsekretär. 

Frischer Wind aus Süden 
Mit dem Projekt „Südwind" wehe ein fri- 
scher Wind aus dem Süden nach Berlin. 
Mit einer Reihe von Aktionen wolle man 
zusammen mit den Menschen das Land vor- 
anbringen. Kauder: „Dem Chaos in Berlin 
setzen wir den Aufbruch im Süden entge- 
gen. Im Süden bewegt sich was. Im Süden 
wird Zukunft produziert." Die Reformen 
der Schulen und Hochschulen, der Bio- und 
Genstandort Baden-Württemberg und der 
weitere Ausbau des Technologiestandortes 
Baden-Württemberg seien Beispiele dafür. 
„Wir machen uns zuversichtlich auf den 
Weg der uns zur Schlusskampagne unseres 
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Projektes Südwind führt, zur Landtagswahl 
im Jahr 2001. Und diese Landtagswahl 
wollen wir gewinnen für die Menschen und 
für unser Land", so Volker Kauder. 

Volker Kauder wurde mit 303 Stimmen 
(93 Prozent) in seinem Amt als Generalse- 
kretär bestätigt. 

Schröder ohne Substanz 
Höhepunkt des zweiten Tages war die 
Grundsatzrede des CDU-Bundesvorsitzen- 
den und Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Fraktion im Deutschen Bundestag, Wolf- 
gang Schäuble. Schäuble setzte sich in sei- 
ner Rede mit der Ziel- und Planlosigkeit 
der Schröder-Regierung auseinander. 
Schäuble wörtlich: „Vermitteln, so in 10- 
Sekunden-Auftritten im Fernsehen, kann 
er wirklich gut. Was er nicht kann, ist eine 
Politik mit Substanz zu entwickeln und 
verfolgen, das interessiert ihn auch gar 
nicht. Aber Vermittlungsprobleme hat er 
eigentlich keine. Nein, das Problem von 
Schröder und Rot-Grün und der SPD-Spit- 
ze ist: Ihre Politik hat keine Substanz!" Im 
Gegensatz zu Schröder sei die CDU bereit, 
Verantwortung zu übernehmen. Auf die 
Rede folgte langer Applaus, Schäuble hat 
den Delegierten aus der Seele gesprochen. 

Mit Spannung erwartet wurde die Diskussi- 
on zur Drogenpolitik. Die CDU werde auch 
weiterhin keine „falschen Signale" setzen. 
Ein Antrag, der sich für die Einrichtung 
von Fixerstuben sowie für eine ambulante 
Abgabe von Heroin einsetzte, wurde abge- 
lehnt. Für Schwerstkranke soll die stationä- 
re Abgabe von Heroin erlaubt werden. 

Des weiteren wurde beschlossen, dass das 
Ladenschlussgesetz außer für den Sonntag 
keine Regelungen mehr treffen soll. Nach 
einer kurzen Übergangsfrist soll das neun- 
jährige Gymnasium zugunsten des acht- 
jährigen abgeschafft werden. 
Als stellvertretende Landesvorsitzende 
wurden Dr.h.c. Diemut R. Theato, MdEP 
mit 257 (75 Prozent) und Matthias Wis- 

smann, MdB mit 270 (79 Prozent) der 
Stimmen wiedergewählt. Heinrich Haasis, 
MdL wurde mit 303 Ja-Stimmen (96 Pro- 
zent) als Landesschatzmeister bestätigt. 
Für die 25 Beisitzerposten im Landesvor- 
stand wurden gewählt Dr. Annette Schavan 
(360), Dr.h.c. Manfred Rommel (326), An- 
nette Widmann-Mauz MdB (319), Andreas 
Renner (283), Ingrid Blank MdL (272), 
Edith Grupp (270), Dr. Dirk Notheis (268). 
Gudrun Heute-Bluhm (264), Gerhard 
Stratthaus MdL (255), Dr. Erwin Vetter 
MdL (241), Silke Schuster (235), Winfried 
Mack (224), Dr. Andreas Schockenhoff 
MdB (219), Willi Stachele MdL (210), Dr- 
Sven-Joachim Otto (208), Elisabeth Jegg'a 

(191), Christine Arlt-Palmer (179), Klaus 
E. Bregger (175), Inge Oberle (174), Prof- 
Dr. Peter Frankenberg (173), Heinz Seif- 
fert MdB (158), Gerhard Mayer-Vorfelder 
MdL (154), Dr. Inge Gräßle MdL (153), 
Heinz Kosok (160, 2. Wg) und Raimund 
Gründler (148, 2. Wg) gewählt. 

Mittelstand sucht über 
500.000 Arbeitskräfte 
Der Mittelstand sucht händerin- 
gend mehr als eine halbe Million 
Arbeitskräfte. 

Probleme bei Neueinstellungen gebe 
es wegen mangelnder Qualifikation 
und Motivation sowie überzogener 
Gehaltsvorstellungen, heißt es in der 
bisher umfassendsten Studie über Be- 
deutung und Lage mittelständischer 
Unternehmen in der Bundesrepublik' 
die am 29. September in Berlin vorge; 
stellt wurde. In den kommenden zwei 
Jahren werden den Angaben zufolge 
140.000 Führungskräfte benötigt, wen 
Firmen expandieren oder ältere Man3' 
ger ausscheiden. Rund 700.000 Un- 
ternehmer suchen in den kommenden 
zehn Jahren ihren Nachfolger. 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

p\ie Diskussion über Grundwerte, 
^Inhalte, Aufgaben und Organisati- 
on des Sports und seinen Beitrag zur 
Förderung des Gemeinwohls stehen 
seit 1990 auf der Tagesordnung bei 
den Sportforen im Bildungszentrum 
Schloss Eichholz. 

Auf dem VIII. Eichholzer Sportforum 
wird der Dialog mit Repräsentanten 
aus Sport und Politik, aus Wirtschaft, 
Wissenschaft und Medien fortgesetzt. 
Vor dem Hintergrund der zunehmen- 
den Kommerzialisierung und verän- 
derter politischer Rahmenbedingun- 
9en steht die Frage nach der Zukunft 
ues organisierten Sports und insbe- 
sondere der Autonomie der Sportver- 
6|ne im Mittelpunkt. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung will mit 
|nrem Sportforum einen Beitrag zur 
angfristigen Absicherung des organi- 
sierten Sports, seiner Unabhängigkeit 

nd Gemeinwohlorientierung leisten. 
Thema/ Termin: 

pemeinwohl versus Kommerz - 
lst der Sport noch autonom? 

j"l- Eichholzer Sportforum 
vom 21 .-22. Oktober 1999 
veranstaltung Nr. 282 

rbeitsschwerpunkte und Referenten: 

•Den Staat in die Pflicht nehmen - 
Portpolitik als soziale Aufgabe 
«aatssekretär Rudolf Köberle, MdL, 
"nisterium für Kultus, Jugend und 

bPort des Landes Baden-Württem- 

cho ,r,Sport in Ze'ten gesellschaftli- 
& Umbrüche 
Deut   üVolker Rittner. Pro-Rektor der 

-eschen Sporthochschule Köln 

• Neue Gefährdungen für die Autono- 
mie des Sports (Podiumsdiskussion) 
Manfred Freiherr von Richthofen, Prä- 
sident des Deutschen Sportbundes 
Dr. Hermann Richter, Mitglied der Ge- 
schäftsleitung UFA SPORTS 
Moderation: Walter Probst, Hauptge- 
schäftsführer des Landessportbundes 
NRW 

• Dem Verein der Zukunft Sicherheit 
geben (Podiumsdiskussion) 
Prof. Dr. Helmut Digel, Präsident des 
Deutschen Leichtathletik-Verbandes 
Dieter Patt, Landrat des Kreises 
Neuss 
Klaus-Dieter Remberg, Vorsitzender 
des Turnvereins Jahn Rheine 1885 
e.V. 
Jürgen Weinzierl, Manager des SC 
Fortuna Köln e.V. 
Moderation: Klaus Riegert MdB, 
Sportpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

• Die Freiheit des Sports erhalten - 
Welchen Beitrag muss die Politik lei- 
sten? 
Wolfgang Schäuble 

Leitung des Forums: 
Anton Pfeifer, MdB, Staatsminister 
a.D. Stv. Vorsitzender der Konrad- 
Adenauer-Stiftung e.V. 

Anmeldung und weitere Informationen: 

Frau Heidi Glowatzki 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloss Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Telefon: 0 22 36/7 07-2 32 
Telefax: 0 22 36/7 07-2 30 
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